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n  Vom »Ende der Welt« und dem »Ende des Monats« :

Die Gelben Westen zwingen Macron zum 
Zurückweichen und flößen den besitzenden 
Klassen Furcht ein
Von ihrem ersten Mobilisierungstag am 17. November bis 
zur Fernsehansprache Macrons am 10. Dezember haben die 
»gilets jaunes«, die Gelben Westen, bereits erreicht, was den 
Bewegungen der Jugend und den Gewerkschaften das letz-
te Mal 2006 gelang: Die Regierung zum Zurückweichen zu 
zwingen.1 Macron verkündete am 10. Dezember Zugeständ-
nisse im Wert von geschätzten 10 Milliarden Euro. Fran-
kreich wird die EU-Defizitgrenze von 3,0 Prozent des BIP 
damit deutlich verfehlen, was in Brüssel und Berlin nicht 
gern gesehen wird. Präsident Macron, der sich selbst gern 
als »Jupiterpräsident« sah, landete unsanft in der Wirk-
lichkeit. Le Monde titelte am 6. Dezember: »Diese verrückte 
Woche, in der die Amtszeit gekippt ist.«2 Warum gelang den 

1		 Anfang April 2006 konnte der »Ersteinstellungsvertrag«, CPE, von 
einer insgesamt vierwöchigen Massenmobilisierung von Jugendlichen 
und Gewerkschaften gekippt werden, obwohl das Gesetz am 31. März 
2006 schon offiziell in Kraft getreten war. Nach diesem Gesetz hätten 
die jungen Beschäftigten in den ersten zwei Jahren ohne jeden Grund 
gefeuert werden können.

2	 	 »Cette folle semaine où le quinquennat a basculé«

Gelben Westen das, was der sozialen Massenbewegung 
2016 nicht gelungen war?

Die Regierung bekommt Angst und weicht zurück

Auslöser der Bewegung war die geplante Anhebung der 
Steuern für Benzin und Diesel. Eine Online-Petition dage-
gen erreichte bereits am 25.  Oktober über 200.000 Unter-
stützer. Über das Internet wurde zu einem Protest- und 
Blockadetag am 17. November mobilisiert. Wer mitmachen 
wollte, legte einfach seine gelbe Warnweste hinter die 
Windschutzscheibe. An diesem 17. November, einem Sams-
tag, blockierten oder behinderten rund 380.000 Menschen 
an ca. 2.000 Punkten, Verkehrskreiseln oder den Mautsta-
tionen der Autobahnen, im ganzen Land den Verkehr. Die 
Bewegung ging während der Woche weiter, an den Blocka-
depunkten entstanden improvisierte Hütten. Am folgenden 
Samstag, den 24. November, kam es besonders in Paris zu 
harten Auseinandersetzungen zwischen der Bereitschafts-
polizei CRS und Demonstranten, zu Plünderungen und 
dem Bau von Barrikaden. Die Auseinandersetzungen stei-
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Nicht Erwerbslose oder Migranten:  
Die Reichen und Mächtigen geraten ins Visier!

Das Versprechen, eine nationale Debatte zu organisieren, 
weist auf das erhebliche Misstrauen hin, das große Teile 
der Bevölkerung ihren politischen Vertretern heute entge-
gen bringen. Natürlich ist der eigentliche Antrieb der Be-
wegung sozialer Natur: Nach beinahe 30  Jahren der Real-
lohnverluste und der Ausbreitung prekärer Beschäftigung 
steht die Verteidigung der Kaufkraft an erster Stelle der 
Forderungen bei jeder Befragung. Es würde in die Irre füh-
ren, würde man der Bewegung unterstellen, sie sei gegen 
einen ökologischen Umbau der Gesellschaft.3 Die meisten 
gilets jaunes sind nicht gegen einen ökologischen Umbau 
der Gesellschaft, sondern gegen einen ökologischen Umbau 
auf dem Rücken der Ärmsten, während die Eliten munter 
das Flugzeug benutzen und Macron die Schließung wei-
terer Bahnlinien plant. Der Ausgangspunkt der Revolte war 
diesmal nicht Paris, wo viele Bewohner überhaupt kein 
Auto besitzen. Ausgangspunkt war das Frankreich der klei-
nen und mittleren Städte. Hier ist die Bevölkerung mangels 
öffentlichen Nahverkehrs nicht nur auf das Auto angewie-
sen. Im Gegenteil, die Wege werden immer länger, weil die 
öffentliche Infrastruktur, die Versorgung mit Krankenhäu-

3	 Ein ökologischer Umbau des Kapitalismus ist ein Widerspruch in sich, 
eine grüne fake news.
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gerten sich noch am folgenden Samstag, den 1. Dezember, 
als Unbekannte in den Arc de Triomphe eindrangen und 
die Statue der Marianne, des Symbols der Freiheit und der 
Revolution, stark beschädigten. 

Falls die Regierung gehofft hatte, die Bilder der Gewalt, 
von brennenden Autos und Tränengasschwaden würden 
der Bewegung schaden, hatte sie sich getäuscht. Nach dem 
1. Dezember stieg die Zustimmung von ca. 75 Prozent auf 
über 80 Prozent an. Die meisten der von den Medien Be-
fragten äußerten Bedauern über die Gewalt, waren aber der 
Meinung, dass die Mächtigen ansonsten wahrscheinlich 
nicht zuhören würden. Auch wurde zurückgefragt, ob es 
nicht auch Gewalt sei, einen Menschen in Armut arbeiten 
zu lassen oder in die Erwerbslosigkeit zu schicken. Wegen 
des Personalmangels hatten sich Fälle gehäuft, in denen 
Patienten in den Notaufnahmen der Krankenhäuser gestor-
ben waren, weil sie zu lange warten mussten! Strukturelle 
Gewalt.

Spätestens zu diesem Zeitpunkt musste der Regierung 
und Präsident Macron klar geworden sein, dass sie sich in 
einer ähnlichen Lage befinden wie viele ihrer Vorgänger: 
Die Wut der Bevölkerung flößt ihnen Furcht ein. Um den 
Zorn zu beschwichtigen, hatte es schon sehr unausgereifte 
Vorschläge gegeben, die Anhebung der Treibstoffsteuern 
für die Ärmsten irgendwie zu kompensieren. Solche Halb-
heiten reichten nach dem 1. Dezember nicht mehr aus: Pre-
mierminister Eduard Philippe verkündete am 5. Dezember 
die Rücknahme der Steuererhöhung für Treibstoffe. Dass 
die genaueren Rahmenbedingungen (nur für 2019 oder 
generell?) unklar blieben, war kein Zufall. Regierung und 
Präsident handelten wie Getriebene, übereilt und wenig ko-
ordiniert.

Nach weiteren Auseinandersetzungen am 8. Dezember 
mit einer Rekordzahl von Festnahmen in Paris und ande-
ren Städten verkündete Macron in einer Fernsehansprache 
am 10. Dezember weitere Zugeständnisse: Die Bezieher des 
Mindestlohns SMIC sollen eine monatliche Verbesserung 
ihres Einkommens um 100 Euro erhalten, was aber nicht 
der Unternehmer bezahlen soll, sondern Steuerzahler und 
Sozialkassen. Überstunden sollen von der Steuer befreit 
werden. Die Erhöhung der Sozialsteuer CSR soll für Rentner 
mit einer kleineren Rente als 2000 Euro zurückgenommen 
werden. Schließlich ein Appell an das Unternehmerlager, 
eine steuerfreie Jahresprämie von 1000  Euro auszuschüt-
ten. Neben den materiellen Zugeständnissen, in der Summe 
geschätzte 10 Milliarden Euro, versprach Macron für 2019 
einen nationalen Dialog, vermittelt über die Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister. In einem Punkt blieb Macron 
hart: Die Steuer auf Geldvermögen, ISF, die er nach seiner 
Wahl abgeschafft hatte, werde er nicht wieder einführen.

Demonstration der Gilets Jaunes in Andelnans am 17. November 2018
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ist die untere Mittelklasse, die Leute, die den Mindestlohn 
SMIC oder etwas darüber verdienen, denen die Verträge und 
Steuern über den Kopf wachsen und die einfach nicht mehr 
können.« Der Bürgermeister von Guèret, 13.000 Einwohner, 
nordöstlich von Limoges: »Die, die heute auf der Straße 
sind, haben noch niemals wegen eines Aufrufs einer Partei 
demonstriert. Für die meisten ist es ihre erste Demonstrati-
on. Sie sagen: ,Wir wollen nicht mehr zahlen, wir können es 
nicht mehr'«.6

Ein wiederkehrendes Moment in den Berichten der Gel-
ben Westen ist die Erfahrung der Einsamkeit, die an den 
Verkehrskreiseln durchbrochen wurde, das Gefühl, verach-
tet zu werden und sich für seine Armut schämen zu müs-
sen, und die Erfahrung, jetzt damit nicht mehr allein zu 
sein. Und obwohl die Blockaden zu Staus, Verzögerungen 
und wirtschaftlichen Einbußen führten, gab es eine das 
Herz erwärmende Welle der Solidarität durch die Masse 
der Bevölkerung, sei es durch Sprüche, Hupen, aber vor 
allem eine Flut von Spenden in Form von Lebensmitteln 
(außer Alkohol), Möbeln oder Heizmaterial.

Ein junges Paar mit vier Kindern aus Sens (Yonne), 
80  km vor Paris, monatliches Einkommen 1493  Euro, be-
richtet, wie eine Bemerkung ihres sieben Jahre alten Sohns 
ihnen einen Stich ins Herz gegeben hat: »Er sagte mir, dass 
er es satt habe, arm zu sein.«7 Ein Bericht aus Lot-et-Garonne 
bei Marmande östlich von Bordeaux: »Am Anfang wusste 
man nicht, wohin mit den Füßen. Die Menschen kamen von 
überall her, meistens einzeln, ohne sich zu kennen, nicht 
sicher, ob man bleiben wollte. Keiner traute sich wirklich 
zu reden, einige hatten seit langer Zeit mit niemanden ge-
sprochen, den Rücken krumm, in einer Ecke. Wir haben ge-
sehen, wie sie sich Stück für Stück wieder aufrichteten. Und 
dann, was ist passiert? Wie alle plötzlich dahin kamen, vor 
vollkommen Fremden auszupacken – Leute, an denen man 
vor kaum zwei Wochen bei Leclerc (Einkaufszentrum) vor-
bei gelaufen wäre, ohne sie zu grüßen – die tiefgreifendsten 
Dinge seines Lebens? Die Hütte ist zu dem Ort geworden, wo 
die Masken fallen. Keine Scham mehr. ,Es sind zehn Jahre, 
die ich lebe ohne auszugehen, mit meinem Hund spreche. 
Heute brechen die Dämme', sagt eine Krankenschwester.«8

Verkehrskreisel in Cocherel, Evreux, 100  km westlich 
von Paris: »Die Unterstützung, die die Gruppe am meisten 
überrascht hat, kam von Anwohnern mit Migrationshinter-
grund. ,In der ersten Woche war das nicht der Fall, zweifel-
los weil die Bewegung als fremdenfeindlich und sexistisch 
präsentiert wurde', vermutet Loup, Erzieher im Ruhestand. 

6	 Le Monde, 22.11.2018
7	 Le Monde, 16. und 17.12.2018
8	 ebda. La révolte des ronds-points. »Journal de bord«

sern, Postämtern, Bahnhofsschaltern erheblich reduziert 
wurde und wird: Ein schlanker, billiger Staat zum Wohle 
der Profitraten. Die Revolte der kleinen Städte ist auch 
deshalb nicht zu unterschätzen, weil die Hälfte der fran-
zösischen Bevölkerung in Städten mit weniger als 10.000 
Einwohnern lebt.

Was sich in der Bewegung der Gilets Jaunes, bei all ihrer 
Vielgestaltigkeit und Unterschiedlichkeit, vor allen Din-
gen ausdrückt, ist ein Klassenreflex auf die zunehmende 
soziale Ungleichheit, die jahrzehntelange Umverteilung 
von unten nach oben, die zunehmende Verachtung, die 
den lohnabhängigen Teilen der Bevölkerung von Seiten der 
herrschenden Klasse und ihrer Helfer entgegen gebracht 
wird. Der Soziologe Camille Peugny beschreibt es so: »Seit 
einigen Jahren sagte man, dass die Volksklassen ein sehr 
starkes Gefühl von Ungerechtigkeit gegen diejenigen ver-
spürten, die man als die ,Bezieher von Stütze' bezeichne-
te. Jetzt gibt es die Wendung gegen die ,oben': Die ,anderen', 
diejenigen die man verurteilt und verachtet, sind nicht 
mehr die Erwerbslosen, die Immigranten, sondern erneut 
die Reichen, die Mächtigen und die Eliten.«4

Eine erste Studie zu den Gilets Jaunes, durchgeführt 
von Soziologen, Politologen und Geographen, brachte 
Überraschendes: Befragt nach ihrer politischen Orientie-
rung erklärten 33,1%, sie seien weder links noch rechts, 
5,4% äußerten sich nicht. Von den 61,5%, die sich auf einer 
Skala von 1 (links) bis 7 (rechts) einordneten, zählten sich 
12,8% zur politischen Rechten, davon 4,7% zur extremen 
Rechten. Mehr als dreimal so viel, 42,6%, zählten sich zur 
politischen Linken, davon 15% zur radikalen Linken. Es 
sind überwiegend lohnabhängig Beschäftigte oder Rentner, 
wobei die kleinen Angestellten mit 44 Prozent überwie-
gen (27,2 Prozent im Bevölkerungsdurchschnitt). Arbeiter 
sind mit 19,3 Prozent leicht unterrepräsentiert (20,8 Pro-
zent der Bevölkerung), Handwerker mit 14 Prozent überre-
präsentiert (6,5 Prozent der Bevölkerung). Deutlich unter 
dem Bevölkerungsdurchschnitt liegen die mittleren (13,2 
Prozent gegen 25,7 Prozent aller Franzosen) und leitenden 
Angestellten (7 Prozent gegenüber 18 Prozent). Zusammen-
gefasst: Die Revolte der bescheidenen Einkommen.5 

Bemerkenswert ist die Verankerung der Bewegung in 
der Tiefe des Landes. Der Bürgermeister von Montferrier 
berichtet von der ersten Demonstration dieser Art in sei-
nem Dorf von 601 Einwohnern am Fuß der Pyrenäen: »Es 

4	 Le Monde, 14.12.2018
5	 Le Monde, 12.12.2018. Die Untersuchung wurde von Camille Bedock 

(CNRS), Bernard de Raymond (INRA) und weiteren 68 Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern durchgeführt. Zur Soziologie der Gelben 
Westen seien auch die Texte des französischen Geografen Christophe 
Guilluy empfohlen, u.a. in der FAZ vom 24.11.2018.

Besteuert die Flugzeuge · Besteuert die Schiffe (Stichwort: Luxusjachten)
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Die Jugend der benachteiligten Viertel revoltiert: 
Die Kinder der Gilets Jaunes

Ebenfalls völlig unerwartet für die Regierung entstand im 
Kielwasser der Gilets Jaunes ab dem 2. Dezember eine Schü-
lerbewegung an den Lycéen, den gymnasialen Oberstufen. 
Bilder von brennenden Müllcontainern vor den Eingängen 
gab es in den folgenden Wochen an bis zu 470 Einrich-
tungen von insgesamt 4000, davon 2500 öffentlichen Schu-
len. Überraschend waren ihre schnelle Ausbreitung, ihre 
Dauer, ihre Regelüberschreitungen, die Unvorhersehbarkeit 
ihrer Aktionen. Es waren nicht die Lycéen, die sonst die 
Rolle eines Motors der Schülerbewegungen spielten, gegen 
das Loi Travail vor drei Jahren, den Ersteinstellungsvertrag 
CPE 2006 oder das Gesetz Fillon im Bildungsbereich zwi-
schen Dezember 2004 und April 2005. In Rouen, der Haupt-
stadt der Normandie, waren es beispielsweise nicht die 
eher »bürgerlichen« Einrichtungen rechts der Seine, son-
dern die »gewöhnlichen« auf der linken Flussseite. Über-
all die Schulen in den benachteiligten Stadtteilen, deren 
Abschlüsse durch die Reform des Abiturs gezielt entwertet 
werden sollen. Das bisher landesweite einheitliche Bacca-
lauréat (Égalité !) wird durch ein »Schuldiplom« ersetzt, 
dessen Wert von der einzelnen Schule und ihrem sozialen 
Status abhängen wird. Die Lebenswürfel sind gezinkt!

Die Bewegung richtet sich ebenfalls gegen das »parcour-
sup«, eine von Bildungsminister Jean-Michel Blanquer ein-
gerichtete Internetplattform, die den Zugang zu den Uni-
versitäten regelt, auch hier wird soziale Auslese befürchtet. 
Ein weiterer Punkt betrifft die erhöhten Studiengebühren 
für ausländische Studenten. Damit sollen junge Menschen 
aus den armen Ländern der ehemaligen Kolonien abge-
schreckt und die aus reicheren Ländern angezogen werden. 
Wessen Geistes Kind der Bildungsminister ist, zeigte sein 
Vorschlag vom 10. Januar 2019, Familien, deren Kinder in 
den Schulen durch Gewalttätigkeit aufgefallen sind, die fi-
nanzielle Förderung zu kürzen. Selbst die die meisten Ab-
geordneten von LRM, der Wahlbewegung des Präsidenten, 
zeigten sich über seinen Vorschlag entsetzt.

Wie bei den Gilets Jaunes beteiligten sich auch bei den 
Schülerinnen und Schülern viele das erste Mal an Demons-
trationen und Blockaden. Entsetzen riefen die Bilder aus 
Mantes-la-Jolie nordwestlich von Paris hervor: Am 6.  De-
zember knien Schülerinnen und Schüler mit gefesselten 
Händen an einer Mauer, hinter ihnen steht ein behelmter 
Polizist. Auf einem Video, das über die »sozialen Netz-
werke« verbreitet wurde, hört man einen Mann sagen: »Bit-
te sehr, eine Klasse, die brav ist.«15

Die Forderungen der Schüler sind praktisch identisch 
mit denen der Lehrergewerkschaften der Dachverbände 
FSU, FO, CGT oder Sud. Diese Gewerkschaften erklärten 
sich mit den Protesten ihrer Schülerinnen und Schüler so-
lidarisch und riefen teilweise zum Streik auf. Eine größere 
Streikbewegung mit den eigenen Forderungen des pädago-
gischen Personals kam aber bisher noch nicht zustande.

Macrons Regierung weicht zurück

Als hätte es nicht gereicht, dass die Bewegung durch ihre 
Aktionen der französischen Wirtschaft »ernsthaften Scha-
den« zugefügt hat.16 Nein, der »Soldat der Unternehmer«, 
Präsident Macron, war am 10. Dezember gezwungen, wei-

15	 Le Monde, 8.12.2018
16	 So Wirtschaftsminister Bruno Le Maire am 4. Dezember. Mehrfach 

war Amazon blockiert worden, aber auch eine Fabrik für Tränengas 
oder ein Flughafen, wegen der Klimaerwärmung. Der Verband der Han-
dels- und Vertriebsunternehmen FCD schätzte die Schäden zu diesem 
Zeitpunkt auf mehrere Milliarden Euro. (Le Monde, 4.12.2018)

(…) In der zweiten Woche kippte nach seiner Aussage alles. 
,Eine Gruppe türkischer Herkunft und verschleierte Frauen 
sind gekommen um uns Lebensmittel zu bringen oder ihre 
Sympathie zu zeigen' freut er sich.«9

Die Bewegung ist für die Bourgeoisie und ihre Helfer 
so gefährlich, weil sie unerwartet kam, außerhalb der üb-
lichen Protestrituale abläuft und niemand ihre weitere 
Entwicklung vorhersehen kann. Sie hat eine Allergie gegen 
die Politiker der traditionellen Parteien, aber auch eine Di-
stanz gegenüber gewerkschaftlichen Stellvertretern. Alle 
Versuche, sie von anderen Protestthemen zu isolieren, sind 
bisher gescheitert. Beispielsweise plante die Regierung zu 
Anfang, die Mindestpreise für Produkte wie Milch oder 
Butter, die den Landwirten versprochen worden waren, 
zeitlich nach hinten zu verschieben. Die Gelben Westen 
sollten durch billigere Nahrungsmittel ruhig gestellt wer-
den. Das Ergebnis waren wütende Landwirte, die sich so-
fort mit den Gilets Jaunes solidarisierten. Auch der Versuch, 
die Klimabewegung gegen die Gelben Westen in Stellung 
zu bringen, schlug fehl: Bei verschiedenen Märschen für 
das Klima wurden die Veranstalter nicht müde zu betonen, 
dass es keinen Widerspruch zwischen dem Ende der Welt 
und dem Ende des Monats gibt. »Social, climat, même com-
bat«, »Soziales, Klima, gleicher Kampf« war am 8. Dezem-
ber in Lyon auf einem Plakat zu lesen.10 »Ändern wir das 
System, nicht das Klima. Für ökologische und soziale Ge-
rechtigkeit!« stand auf dem halb gelben, halb grünen Trans-
parent, das den Demonstrationszug in Aix-en-Provence an-
führen sollte.11

Die Allergie gegen selbsternannte Anführer oder Spre-
cher zeigt sich auch in der besonderen Wahrnehmung der 
Frauen in der Bewegung. Obwohl etwas schwächer vertre-
ten als die Männer (45 Prozent gegenüber 54 Prozent) geraten 
sie stärker in den Blick als bei traditionellen Protestbewe-
gungen. Dort richten sich die Kameras auf die politischen 
oder gewerkschaftlichen Repräsentanten, üblicherweise 
Männer. Die Historikerin Fanny Gallot stellt fest: »Das, 
was wirklich Erstaunen verdient, ist das, was man über die 
Beteiligung der Frauen vergisst: ihre Unsichtbarkeit in der 
Rückbetrachtung. Sie haben in entscheidender Weise wäh-
rend vieler Jahre an mehrheitlich von Frauen bestrittenen 
Streiks im Gesundheitssektor mit den Krankenschwestern 
oder im Reinigungsbereich mitgewirkt. In diesem Moment 
erlaubt beispielsweise der Streik der Reinigungsfrauen des 
Hotels Park Hyatt Vendôme, dass nicht nur ihre Arbeit sicht-
bar wird, sondern auch die Bedingungen, unter denen sie 
erledigt werden muss.«12 Kein Zufall also, dass ein Gesicht 
der Bewegung, Ingrid Levavasseur, Krankenschwester ist. 
Bei einer Sondersendung des öffentlichen Senders France 2 
am 2. Dezember »argumentiert sie Abgeordnete, Ökonomen, 
Philosophen in Grund und Boden«. »Wo sie so gut reden 
gelernt habe? ,Beim vielen Zuhören' antwortet Levavasseur 
prompt.« »,Die Gelbwesten haben zueinander gefunden, sie 
geben nicht auf.' Sie selber verdient 1250 Euro im Monat, ist 
alleinerziehend mit zwei Kindern, 8 und 13  Jahre alt. Sie 
hatte das immer als persönliches Schicksal empfunden. 
,Jetzt merke ich plötzlich, dass ich nicht allein bin.'«13 Und 
es verdient ebenfalls Beachtung, dass sich an den Verkehrs-
kreiseln, der neuen Agora,14 alle Generationen treffen und 
miteinander reden und handeln.

9	 Le Monde, 7.12.2018
10	 Le Monde, 11.12.201
11	 Le Monde, 7.12.2018
12	 Le Monde, 11.12.2018
13	 Die Zeit, 6.12.2018
14	 Agora: Versammlungs-, Fest- und Marktplatz im antiken Griechenland
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die im Unternehmerlager gefühlt wird, um einen Ausweg aus 
der Krise der Gelben Westen zu finden.«21 Die vierte zentrale 
Maßnahme, die Macron am 10. Dezember ankündigte, ist 
eine außerordentliche steuerbefreite Prämie, Macron nann-
te eine Höhe von 1000 Euro, die die Unternehmen freiwillig 
an die Beschäftigten ausschütten dürfen. Schon drei Tage 
vorher hatten drei Unternehmerverbände diese Maßnah-
me als Geschenk für ihren »Soldaten« vorgeschlagen, der 
Verband der Handwerksunternehmen U2P, der Verband der 
kleinen und mittleren Unternehmen und als wichtigster 
der MEDEF.22 Ein Geschenk nach Gutsherrenart, das die Be-
wegung spalten und gleichzeitig für das Unternehmerlager 
Schlimmeres verhindern soll.

Einen Tag nach Macrons Rede kündigten mehrere im 
Aktienindex CAC  40 notierte Unternehmen an, ihre Last 
tragen zu wollen, etwa der Luxuskonzern LVMH. Dagegen 
bekamen aus den Reihen der kleinen und mittleren Unter-
nehmen einige kalte Füße und versuchten, die Erwartungen 
zu dämpfen. Bereits vor dem November hatten die Umsatz-
zahlen in einigen Branchen stagniert, beispielsweise im 
Bau, der Automobil- und der Lebensmittelindustrie. Die 
Monate Dezember und November wurden für den Handel 

21	 Le Monde, 13.12.2018
22	 Mouvement des Entreprises de France

tere erhebliche Zugeständnisse zu machen. Vorbei die herr-
schaftliche Attitude, als er einen erwerbslosen jungen Gärt-
ner zurechtgewiesen hatte, er brauche nur mit ihm über die 
Straße zu gehen und werde ihm sofort einen Job besorgen. 
Vorbei die Beleidigung der Bevölkerungsmehrheit als Fau-
lenzer, als Menschen, die »nichts« seien, als aufsässige Gal-
lier, die sich seiner Vorstellung von Reformen und Moder-
nisierung verweigerten. Er entdeckte sein Mitgefühl für die 
einfachen Leute, die es so schwer haben. Was dann kam, 
reichte aus, um die Verschuldung deutlich über die 3,0 Pro-
zent des BIP zu treiben, ohne aber das französische Unter-
nehmerlager direkt zu belasten.

Eine unerwartete Nebenwirkung der Bewegung ist die 
geplante Besteuerung der Internetgiganten, Google, Apple, 
Facebook und Amazon, kurz GAFA. Eigentlich hatte man 
vor, sie auf die lange Bank zu schieben. Der französische 
Wirtschaftsminister wollte gemeinsam mit seinem deut-
schen Kollegen vorgehen, der aber hatte Angst vor ameri-
kanischen Reaktionen gegen den deutschen Automobilex-
port. Die Gelben Westen und das Haushaltsloch brachten 
den notwendigen Druck, so dass Frankreich jetzt auch im 
Alleingang handeln wird und für 2019 mit 0,5 Milliarden 
Steuereinnahmen aus diesem Bereich rechnet.

Die erste der vier entscheidenden Maßnahmen betrifft 
die Bezieher des Mindestlohns, die »Smicards«. Die von 
Macron versprochene Erhöhung des Einkommens um 
100 Euro bezieht sich nicht auf den Mindestlohn SMIC sel-
ber. Der sollte planmäßig zum Jahreswechsel um 1,8 Prozent 
erhöht werden, von 1.184,93 Euro netto (1.498,47 brutto) auf 
1.210 Euro, zu Lasten der Unternehmer. Die versprochenen 
100  Euro aber gehen zu Lasten der Steuerzahler und der 
Sozialkassen. Die Familienkassen zahlen eine Lohnsub-
vention, prime d'activité, für Bezieher des Mindestlohns. 
Diese sollte im April 2019 um 30 Euro erhöht werden, bis 
zum Ende der Präsidentschaft 2022 um weitere 50  Euro. 
Macron hat nun zugesagt, die Prämie sofort zum 1.  Janu-
ar 2019 um 80  Euro zu erhöhen. Weitere 20  Euro entste-
hen durch die Minderung der Sozialabgaben. Kompliziert 
wird es dadurch, dass nicht der einzelne Erwerbstätige der 
Maßstab ist, sondern das Einkommen seines Haushaltes, so 
dass möglicherweise 45 Prozent der »Smicards« gar nicht 
berechtigt sind, eine Aktivitätsprämie zu bekommen.17 Die 
Kosten für den Staat schätzt der Minister für öffentliche 
Ausgaben auf 0,5 bis 0,6 Milliarden Euro.18

Die Rücknahme der Sozialsteuererhöhung CSG für 
Rentner unter 2000 Euro Monatseinkommen wird sich auf 
geschätzte 1,5 Milliarden Euro summieren.19 

Die Befreiung der Überstunden von Sozialabgaben war 
schon im Sommer geplant, die Befreiung von der Einkom-
menssteuer kommt jetzt dazu. Geschätzte Kosten für die 
Sozialkassen: 2,0 Milliarden; für die Steuerkassen: 1,5 Mil-
liarden Euro.20 »Mehr verdienen, indem man mehr arbeitet«, 
das war schon das Motto von Sarkozy, als er die Maßnah-
me 2007 einführte, gerichtet gegen die 1995 erkämpfte und 
später in Gesetzesform gegossene 35-Stunden Woche bei 
vollem Lohnausgleich. Damals kostete die Maßnahme den 
Staat 4,5 Milliarden Euro jährlich. Hollande ließ sie 2012 
wieder streichen, auch auf Druck der Gewerkschaften. Die 
Förderung von Überstunden anstelle einer Arbeitszeitver-
kürzung ist typisch für Macrons Wirtschaftskurs und in 
jedem Fall ein Schlag ins Gesicht der Erwerbslosen.

»,Wir müssen den Soldaten Macron retten.' Wie ein Slo-
gan illustriert der Satz, ausgesprochen von einer Führungs-
kraft eines börsennotierten Unternehmens, die Notsituation, 

17	 Le Monde, 19.12.2018
18	 Le Monde, 13.12.201
19	 BFMTV online, 12.12.2018
20	 Les Echos online, 10.12.2018

Sackgasse Macron. 82% der Franzosen haben dich nicht  
gewählt. (Plakat) · Außen gelb, aber rot vor Wut (gelbe Weste)
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eine Premierministerin heillos im Brexit-Chaos verheddert 
hat. Der größte Rückschlag für die Integration Europas wäre 
ein Scheitern Macrons.«25

»Der Refrain: ›Arbeitende Klassen gleich  
gefährliche Klassen!‹ ist zurückgekehrt«

Eine zentrale Forderung der Gilets Jaunes ist die Wieder-
einführung der Steuer auf Geldvermögen, ISF. Hier will 
Macron hart bleiben. Gäbe es einen Volksentscheid, wä-
ren 70 Prozent der Bevölkerung für die Wiedereinführung 
der ISF. Auch in der Hoffnung, die Steuer auf diesem Wege 
durchsetzen zu können, ist die wichtigste die Verfassung 
der Republik betreffende Forderung die nach einem Volks-
entscheid, dem référendum d'initiative citoyenne, RIC. Da-
hinter steht aber eine schwerwiegende Repräsentationskri-
se, ein massiver Vertrauensverlust in politische und, wie 
wir später sehen werden, auch in gewerkschaftliche Stell-
vertreter.

Die Vertrauenskrise hatte sich schon bei den Wahlen 
2017 klar gezeigt und war mit einer deutlichen Schwä-
chung der traditionellen Rechten (den gaullistischen Les 
Républicains) und Linken (Parti Socialiste und auch Parti 
Communiste) überhaupt die Voraussetzung für Macrons 
Wahlerfolg. Seine im Internet gegründete Bewegung »La 
République en Marche«, LRM, zeigt sich dem jetzigen An-
sturm kaum gewachsen. Keine gefestigten Strukturen, das 
Personal oft jung und unerfahren. Die Abgeordneten der 
Regierungsparteien, LRM und MoDem, sehen sich Anfein-
dungen ausgesetzt, die der ehemalige Präsident der Nati-
onalversammlung, Bernard Accoyer, so noch nicht gese-
hen hat. Am 10. Januar sagte er in den Abendnachrichten 
20  heures, es habe schon immer gewisse Anfeindungen 
gegeben, aber während der V. Republik sei es noch nie zu 
diesem Ausmaß gekommen. Macrons Vorgänger Hollande 
war nach Bekanntwerden der Pläne für das neue Arbeits-
gesetz 2016 extrem unpopulär – Macron ist heute dagegen 
regelrecht verhasst.

Die Parteien, die zur Auflösung der Nationalver-
sammlung aufrufen, sind auf der Linken LFI, La France 
Insoumise;26 auf der Rechten der ehemalige Front National, 
der heute Rassemblement National, Nationale Sammlung, 
heißt.27 Und in der Tat besteht die Gefahr, dass die Bewe-
gung vom Weg abkommen, dass sie die Beute der extremen 
Rechten werden könnte. Aber auch wenn einzelne der 
Wortführer bei Facebook schon durch fremdenfeindliche 
Äußerungen aufgefallen sind, die Bewegung als Ganzes ist 
es bisher nicht. Dafür sprechen die sichtbaren Forderungen 
an den Treffpunkten und die Zahlen der oben genannten 
Studie. Danach standen soziale Fragen im Vordergrund. 
Nur 1,2 Prozent der Befragten (2 von 166) nannten das The-
ma Immigration.28 

Der Günder und Direktor von Mediapart, Edwy Plenel, 
schreibt am 23. Dezember: »Verschiedene vor kurzem statt-
gefundene Ereignisse – besonders der Ausdruck eines viru-
lenten Antisemitismus durch eine Gruppe Rechtsextremer 
in gelben Westen, Samstag, 22. Dezember am Montmartre, 
bewirken, dass diese Frage, entfernt davon theoretisch zu 
sein, außerordentlich praktisch geworden ist, für die Zu-
kunft einer sozialen Bewegung, gleichzeitig in Gang und 
noch nicht entschieden. Wir haben sofort gesagt: Ihre Ge-
schichte ist nicht im Voraus geschrieben und ihre poli-

25	 Handelsblatt online, 21.12.2018
26	 »Das unbeugsame Frankreich«, mit Jean-Luc Mélenchon an der Spitze
27	 Der Rassemblement Nationale Populaire war eine 1941 von Marcel 

Déat gegründete faschistische Kollaborationspartei. Madame Le Pen 
hat also einen sehr passenden Namen für ihre Organisation gefunden.

28	 Le Monde, 12.12.2018

sogar als katastrophal eingeschätzt. Andererseits konnten 
die Unternehmen des CAC  40 für 2018 den Rekordbetrag 
von 57,4 Milliarden Euro als Dividenden an ihre Aktionäre 
ausschütten. Und für das erste Halbjahr 2018 verzeichneten 
diese Unternehmen einen Gewinn von 48 Milliarden Euro.23 

Für die Unternehmen hat die Maßnahme zum einen 
den Vorteil, ihre Beschäftigten stärker an sich zu binden. 
Wichtiger ist aber ihre Furcht, angesichts des öffentlichen 
Drucks könnten ihnen Steuergeschenke wieder genommen 
werden, die Macron gemacht hatte, sowohl den Unterneh-
men selber als auch ihren Lenkern. Emmanuel Jessua, Öko-
nom beim unternehmerfreundlichen Institut Rexecode, 
vermutet, dass durch die Prämie Lohnerhöhungen ersetzt 
werden, die ohnehin geplant waren, aber voll zu versteuern 
und sozialabgabenpflichtig gewesen wären.24

Ein Problem für die Regierung sind natürlich die Erwar-
tungen, die durch ihre Zugeständnisse überall geweckt wer-
den. Die völlig überlasteten Polizisten konnten schon durch 
Streiks und Demonstrationen Gehaltsverbesserungen errei-
chen. Aber der gesamte öffentliche Dienst, dessen Gehälter 
seit fast neun Jahren eingefroren sind, möchte auch gern 
eine Prämie oder, noch wichtiger, eine Verringerung der 
Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich, wie beispielsweise 
die streikenden Krankenschwestern.

Was wird aus Europa?

Am 15. August 2017 schrieben wir: »Macron möchte ein 
Parlament der Euro-Zone mit eigenem Budget und eigenem 
Finanzminister, eine gemeinsame europäische Arbeits-
losenversicherung und die Vollendung der Bankenunion 
durch eine gemeinsame Einlagensicherung. Im Kern ver-
langt er als Vertreter der französischen Bourgeoisie einen 
Abbau des deutschen Exportüberschusses, ebenso wie das 
die Vertreter der US- Bourgeoisie verlangen. Ob die Vertreter 
der deutschen Bourgeoisie dazu willens und innenpolitisch 
in der Lage sind, steht in den Sternen. Macrons Vorgänger 
Hollande biss mit ähnlichen Ideen bei Merkel und Schäuble 
auf deutschen Granit.«

Die Enttäuschung der deutschen Bourgeoisie über den 
einstigen »Fixstern des Kontinents« hat Dr. Jens Münchrath 
in seinem Kommentar im Handelsblatt treffend ausge-
drückt: »Macron galt in ganz Europa als Erlöser. Als einer, 
der nicht nur Marine Le Pen bezwungen hatte, sondern der 
die überfällige Trendwende in Europa einleiten sollte: weg 
von einem europa- und fremdenfeindlichen Rechtsnatio-
nalismus und hin zu einer weltoffenen und freiheitlichen 
Politik. Und nicht zuletzt war es der neue, vor Energie strot-
zende Mann im Élysée, dem viele zutrauten, nach Jahren der 
Agonie endlich sein Land zu reformieren.« Nun aber habe 
Macron seine Partner in eine »unmögliche Lage« gebracht. 
Die Sturheit und Unbeweglichkeit der deutschen Regie-
rung, wissend um die Stimmung beim rechtsrheinischen 
»Wahlvolk«, hat auch Dr. Münchrath bemerkt: »Auch der 
informelle Deal zwischen Paris und Berlin – Frankreich 
reformiert sich, und Berlin macht Zugeständnisse bei 
den Europareformen – funktionierte schon bislang eher 
schlecht als recht.« Doch nun scheint Macron als »Sol-
dat« der deutschen Bourgeoisie vollkommen zu versagen: 
»Scheitert allerdings der Macronismus, geht bei den Re-
formen in Europa gar nichts mehr.« Man kann dem Autor 
nur zustimmen, wenn er feststellt: »Die Zukunft der Euro-
päischen Union – sie entscheidet sich am Ende nicht in Rom, 
wo eine irrlichternde Regierung durchaus großen Schaden 
anrichtet. Sie entscheidet sich auch nicht in London, wo sich 

23	 20 heures, francetvinfo, 9.1.2018
24	 Le Monde, 13.12.2018
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Gilets Jaunes gegen Vereinnahmung 
Die Haltung der Gewerkschaften

Wenn Jean-Luc Mélenchon äußert, das momentan Entschei-
dende seien Neuwahlen, versteht man das Misstrauen der 
Gilets Jaunes auch gegen eine Vereinnahmung durch LFI. 
Das bekam sogar der Regisseur von »Merci Patron« zu spü-
ren, François Ruffin, inzwischen Abgeordneter von LFI, 
der ausgerechnet im nordfranzösischen Flixecourt von den 
Gelben Westen höflich der Tür verwiesen wurde. In dieser 
von Deindustrialisierung gebeutelten Gegend spielt sein 
Film, der 2016 die Bewegung »nuit debout« inspiriert hat-
te. Man wolle nicht politisch vereinnahmt werden, wurde 
ihm gesagt.29

Von den Befragten der oben genannten Studie waren 81 
Prozent der Ansicht, politische Parteien hätten in der Be-
wegung keinen Platz. Alarmierend für die Gewerkschaften: 
64 Prozent wollten auch ihnen keine Rolle zugestehen. Auf 
der Streikdemonstration der CGT in Paris am 14.12. äußerte 
eine Aktivistin der CGT ihre Frustration: »Auch wenn ich 
nicht für Gewalt bin, die Tatsache, dass sie nicht organisiert 
sind, wenigstens spricht man von den Gelben Westen. Wir 
machen seit Jahren geruhsame Umzüge und haben nichts 
erreicht.«30

Das Misstrauen gegen gewerkschaftliche Stellvertreter 
hängt auch mit den Niederlagen der Jahre 2016 bis 2018 
zusammen. Diese Niederlagen waren sicherlich Folge man-
gelnder Einigkeit und Entschlossenheit gegen die jeweilige 
Regierung. 2016 unterstützten CGT, FO, FSU und Sud die 
Massenproteste gegen das neue Arbeitsgesetz, die sozialde-
mokratischen CFDT oder UNSA hielten sich fern.31 Beim 
Streik bei der französischen Bahn 2018 waren zwar alle 
Gewerkschaften vereint, aber der Konflikt blieb im Wesent-
lichen auf die SNCF beschränkt.

Neben der Trennung in verschiedene Organisationen 
gibt es auch starke Spannungen in den einzelnen Födera-
tionen. Beim Force Ouvrière haben sich die inneren Ge-
gensätze in Form einer ernsthaften Führungskrise gezeigt. 

29	 france3-regions.francetvinfo.fr, 9.12.2018
30	 Le Monde, 16. und 17.12.2018
31	 Der Metallarbeiterverband der CFDT mobilisierte damals gegen die 

Regierung

tische Übersetzung noch weniger. Unerwartet, unvorherge-
sehen und unvorhersehbar, wie es alle spontanen Revolten 
des Volkes sind, außerhalb aller vorher existierenden For-
men und aller Organisationen, das Aufbegehren einer bis 
dahin durch Unsichtbarkeit und Verachtung geschlagenen 
Bevölkerung kann in gleicher Weise Größe erreichen wie 
vom Weg abkommen. 

Ergriffen von dieser wiederkehrenden Furcht der Be-
sitzenden, im Angesicht einer unbeherrschbaren Wut, von 
der eine Gewalt zur Aufrechterhaltung der Ordnung zeugt, 
die seit 1968 nicht mehr gesehen wurde, spielt die Macht 
auf den Untergang der Bewegung, indem sie die extreme 
Rechte zu ihrem besten Verbündeten macht. 

Während die Berichte aus der Fläche eine ansonsten 
vielschichtige und unterschiedliche Wirklichkeit der gelb-
en Westen zeigt, viel näher den Quellen der Emanzipation 
als der Jagd auf Sündenböcke, durch Medien und Politik ist 
alles vorbereitet, um das kleinste rassistische Ereignis zu 
ergreifen und die Bewegung schlecht zu machen. Das Ne-
bensächliche aufbauschen, auf Kosten der Untersuchung, 
die dauernde Information ist hier eine Waffe der massiven 
Verblendung, um nur zu zeigen, was Ängste und Vorurteile 
stärkt.« Und wirklich, in den Abendnachrichten 20 heures 
vom 10. Januar wird Madame Le Pen interviewt, vor groß-
flächigen Bildern von gelben Westen und Gewalt. Soll sie 
zu der Wortführerin gemacht werden, die sie nicht ist?

Plenel weiter: »Zum Klassenhochmut, gegen den sich die 
Gelben Westen erheben, angesichts einer Macht oben, die 
von sich denkt, sie sei zu intelligent, zu feinfühlig für die da 
unten, hängt man die moralische Disqualifizierung: Nicht 
nur versteht und hört die Bevölkerung nichts, aber zusätz-
lich ist sie angsteinflößend, sogar monströs. Der Refrain: 
,arbeitende Klassen, gefährliche Klassen', der die Bour-
geoisie des neunzehnten Jahrhunderts geeint hat, aufgestie-
gen auf den Trümmern des Ancient Régime, ist zurückge-
kehrt.« Heute seien die Gelben Westen und die Jugend aus 
den einfachen Vierteln die »neuen Barbaren«, begleitet vom 
Ausnahmezustand, ausgerufen das erste Mal während des 
Algerienkrieges, bis zu den Unruhen von 2005, so Plenel. 
Und wirklich, die staatliche Repression, gepanzerte Fahr-
zeuge in den Städten, massenhafte Festnahmen, erreicht 
ein Ausmaß, wie es Frankreich seit dem Mai 68 nicht mehr 
erlebt hat.

Repression gegen Gelbe Westen
Die Historikerin Michelle Zancarini-Fournel ist der 
Meinung, dass die Repression ein höheres Ausmaß hat 
als im Mai 1968.1 Mit 6.475 Festnahmen zwischen dem 
17. November und dem 7. Januar beispielsweise werden 
die Zahlen von 1968 übertroffen. Allein am 8. Dezember 
wurden 1.500 Menschen festgenommen, beispiellos in 
der jüngeren Geschichte Frankreichs. Das Innenmini-
sterium schweigt zu der Zahl der Schwerverletzten. Für 
den 19. November, drei Tage nach Beginn der Bewegung, 
wird von 528 Verletzten, davon 17 Schwerverletzten aus-
gegangen. Im Fadenkreuz der Kritik steht die Bewaff-
nung der Polizei. Schon im Dezember 2017 kritisierte der 
Verteidiger der Bürgerrechte, Jaques Toubon, den Einsatz 
der Abschussgeräte für „Flash-balls«,2 Gummigeschosse, 
die erhebliche Verletzungen verursachen können. Eine 
achtzigjährige Frau wurde beispielsweise in Marseille 
von einem Flash-Ball der Polizei getötet, als sie ihre Fen-
sterläden schließen wollte. Über 20 Menschen wurde ein 

1	 Le Monde, 18.01.2019
2	 lanceur de balles de défence, LBD

Auge zerstört, mehreren eine Hand durch Granaten abge-
rissen, die Sprengstoff enthalten.

Zancarni-Fournel erinnert an bemerkenswerte Paral-
lelen zu 1968. Auch damals die Dramatisierung der Ge-
walt durch die Regierung. Der damalige Innenminister, 
Christian Fouchet am 25. Mai 1968: „Die Unterwelt, die 
aus dem Abschaum von Paris kommt, sie ist wahrhaft ra-
send vor Wut und sie kämpft zusammen mit einer mör-
derischen Masse (…) und den Anarchisten, die hervor-
ragend für den Krieg auf der Straße organisiert sind, die 
Guerilla.« Am 5. Dezember, fünfzig Jahre später, erklärte 
die Dienstabteilung des Präsidenten der Republik, dass 
mehrere Tausend entschlossene Personen am kommen-
den Samstag in Paris erwartet würden, die „zerstören 
und töten wollten.« Innenminister Cristophe Castaner 
kämpft für ein „Loi Anticasseur«, ein Anti- Chaoten- Ge-
setz. Ein Gesetz gleichen Namens wurde am 8. Juni 1970 
angenommen, um die Demonstranten der „extremen 
Linken« zu verfolgen. Die Historikerin vermutet, dass 
die „große nationale Debatte« zur Befriedung der Situa-
tion unzureichend ist, solange die Regierung weiter die 
Bewegung kriminalisiert und Verletzungen provoziert.
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die Mitglieder der Gewerkschaften als organisierte Kraft.34 
Dies muss aus ihrer Sicht um jeden Preis verhindert wer-
den. Die naheliegende Strategie zur Herrschaftssicherung 
wird der Versuch sein, die Reichen und Mächtigen wieder 
aus der Schusslinie zu bekommen, zu Lasten der Erwerbs-
losen und der Migranten. Und richtig, am 14. Januar setzte 
ausgerechnet Macron das Thema Migration auf die Tages-
ordnung seiner »großen nationalen Debatte«, während er 
gewillt scheint, die Gelben Westen von eben dieser Debatte 
auszuschließen.

Wenn auch vorsichtig, spielt Macron die Karte „Rassis-
mus« um die Bewegung zu schwächen. Wie sonst ist erklär-
bar, dass er Marine Le Pen vor Fernsehkameras im „Salon 
doré«, seinem barock vergoldeten Arbeitszimmer im Ely-
sée-Palast empfing, ihr eineinhalb Stunden widmete und 
sie damit politisch erheblich aufgewertet hat?35

Bis zu seiner Rede am 10. Dezember war das Verhält-
nis zwischen Macron und den Gemeindevertretern äußerst 
angespannt. Wurden doch auch Gemeinden und Departe-
ments von Macrons Sparplänen heftig gebeutelt. Jetzt sol-
len die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sein wich-
tigster Transmissionsriemen sein, um die »große nationale 
Debatte« zu organisieren. Tatsächlich liegen überall in 
den Bürgermeisterämtern »Cahiers de doléances» aus, Be-
schwerdehefte wie zur Zeit der französischen Revolution. 
Überwiegende Forderungen: Kaufkraft, soziale Gerechtig-
keit, Wiedereinführung des ISF, mehr direkte Demokratie. 
Diese Debatte bringt für die Regierung erhebliche Risiken. 
Die Vorbereitung ist überstürzt und die Gefahr von Enttäu-
schungen groß. Macron hat in seiner Silvesteransprache 
angekündigt, er werde seine Rentenreform und die Reform 
der Arbeitslosenversicherung wie angekündigt durchzie-
hen. Für sozialen Sprengstoff ist also reichlich gesorgt. 

In einer gemeinsamen Erklärung von Deutschem Ge-
werkschaftsbund, CFDT, CGT, FO, UNSA und CFTC am 
9. November in Paris wird ein sozialeres Europa gefordert. 
Als »Schicksalsmoment« auf dem Weg dahin sieht man die 
Wahlen zum Europaparlament. Zu diesem Zeitpunkt war 
die Mobilisierung der Gilets Jaunes schon in vollem Gang. 
Es ist kein Geheimnis, dass der DGB-Vorsitzende Reiner 
Hoffmann ein besonderer Freund des CFDT-Generalsekre-
tärs Laurent Berger ist. Die DGB-Führung wünscht eine 
europäische Gewerkschaftslandschaft nach ihrem Bilde. 
Für den Fall kommender sozialer Unruhen könnte die Pas-
sivität dieser Art von Gewerkschaften Munition für die ex-
treme Rechte bedeuten, wenn nicht politischen Selbstmord 
für die Gewerkschaften selbst.                     GB, 12.02.2019  n

34	 Am 5. Februar kam es endlich zu großen gemeinsamen Demonstrati-
onen von Gelben Westen und Gewerkschaftern in Paris und anderen 
Städten, nach Aufrufen der CGT, von Sud und Eric Drouet, einer 
bekannten Gelben Weste. Die Demonstrationen waren begleitet von 
einzelnen Solidaritätsstreiks. Sollte sich diese gegenseitige Verstär-
kung vertiefen, kann dadurch ein erheblicher zusätzlicher Druck auf 
die Regierung ausgeübt werden.

35	 FAZ online, 11.2.2019

Stand der damalige Generalsekretär, Jean-Claude Mail-
ly, 2016 noch im Lager der Sozialproteste, befand er sich 
während der Wahlkampagne 2017 auf der Seite Macrons. 
Er wurde im April 2018 in fast demütigender Form durch 
Pascal Pavageau ersetzt, dieser wieder klar auf Protestlinie. 
Pavageau musste bereits am 17. Oktober zurücktreten, weil 
eine Liste veröffentlicht wurde, auf der er »Reformisten« 
und »Trotzkisten« seiner Gewerkschaft gleichermaßen be-
leidigt hatte. Der neue Generalsekretär, Yves Veyrier, liegt 
wieder auf der Mailly-Linie. Dass die bürgerlichen Me-
dien jede Gelegenheit ergreifen, um die Gewerkschaften 
schlecht zu machen, besonders ihre klassenbewussten und 
widerständigen Teile, versteht sich von selbst.

Trotz scheinbarer äußerer Einheit gibt es auch bei der 
ältesten freien Gewerkschaft, der CGT, erhebliche innere 
Spannungen. Generalsekretär Philippe Martinez muss, wie 
alle Funktionäre, Rücksicht auf die Stimmung seiner Mit-
gliedschaft nehmen. Wohin drängt es ihn aber aus sich sel-
ber heraus? Am 6. Dezember 2018 unterzeichneten die Spit-
zen von CFDT, UNSA, der christlichen CFTC, aber auch von 
CGT, FO und FSU ein gemeinsames Papier, das innerhalb 
von CGT und FO für erheblichen Ärger sorgte. In dem Pa-
pier wird an die Regierung appelliert, »wirkliche Verhand-
lungen« zu garantieren. »Alle Formen von Gewalt als Aus-
druck der sozialen Forderungen« werden verurteilt. Kaum 
war der Wagen von Philippe Martinez in der Zentrale der 
CFDT geparkt, als sich der Bundesvorstand der wichtigen 
Chemiegewerkschaft FNIC-CGT zu einer Notstandssitzung 
in der CGT-Zentrale in Montreuil traf: »Mit Überraschung 
und Bestürzung« habe man von der Erklärung erfahren. 
Sie sei ein Dolchstoß in den Rücken derjenigen,die gerade 
kämpfen, seien es Lohnabhängige, Schüler oder Rentner. 
»Die Rolle der CGT ist es, an der Seite der Arbeiter zu 
sein und nicht ein Anhängsel an die Macht der Unterneh-
mer oder der Regierung.« Und: »Wenn es Gewalt gibt, ist 
die Verantwortlichkeit bei den Unterdrückern zu suchen, 
nicht bei den Unterdrückten.«32 

»Macron, démission !«, »Macron, Rücktritt!« ist die 
geläufigste Parole der Bewegung. Wenn Philippe Marti-
nez erklärt, er rufe weder auf, zum Élysée zu marschie-
ren, noch zum Rücktritt Macrons oder der Auflösung der 
Nationalversammlung,33 drückt er ein Dilemma aus, in dem 
die Führungen der Gewerkschaften stecken. Sie werden 
von der Angst vor parlamentarischen Erfolgen der extre-
men Rechten getrieben. Allerdings könnte das zu einer ge-
fährlichen, sich selbst erfüllenden Prophezeiung werden. 
Was Regierung und Patrone momentan am meisten fürch-
ten, ist, dass auch die Teile der Unterdrückten in Bewegung 
kommen, die bisher noch einigermaßen still halten: die 
Organisationen der Vorstädte, der Banlieus und besonders 

32	 Le Secrétariat Féderal FNIC-CGT, Montreuil, le 6 décembre 2018. Die 
Beschäftigten der Raffinerien waren ein wichtiger Faktor im Kampf 
gegen das neue Arbeitsgesetz 2016.

33	 Le Monde, 8.12.2018

Manifestation der CGT: 300 Euro für alle! Mindestlohn 1800 
Euro sofort! Wiedereinführung der Vermögenssteuer ISF!

Foto oben: François Ruffin, der Regiseur von „Merci Patron«, 
mit Gelben Westen in Paris
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Auch die Wirtschaftspolitik von Morenos Regierung 
nahm eine radikale Wendung und führt seit Anfang 2018 
zu einer klaren neoliberalen Linie, begleitet von einem 
Bündnis mit dem Unternehmerlager. Seit Mai 2018 wird 
das Wirtschafts- und Finanzministerium durch Richard 
Martinez geführt, der noch bis Anfang 2018 Präsident der 
ecuadorianischen Industrie- und Produktionskammer war. 
Auch der gegenwärtige Produktions- und Außenhandels-
minister, Pablo Campana, war bisher ein zentraler Vertre-
ter verschiedener Unternehmerorganisationen. Im neuen 
Wirtschaftsplan von Morenos Regierung, veröffentlicht im 
April 2018, sind Kürzungen von Staatsausgaben, die För-
derung von ausländischen Investitionen sowie die Privati-
sierung des Rohstoffabbaus und die Lockerung der unter 
Correa eingeführten Kontrollen vorgesehen – d.h. Neolibe-
ralismus durch und durch.

Auch auf der geopolitischen Bühne zeigt Morenos Re-
gierung eine Wiederkehr neoliberaler Politik. Zum einen 
wendet sich die Regierung von Venezuela und Bolivien ab, 
zum anderen erfolgt eine klare Annährung an die US-Re-
gierung sowie an den Internationalen Währungsfond und 
die Weltbank. Diese Rückkehr einer neoliberalen und kon-
servativen Politik wird durch die Wahl von Bolsonaro in 
Brasilien verstärkt und verschärft.

Ecuador erlebt gerade eine sehr schwere Situation, in 
der es für progressive Bewegungen keine guten Aussichten 
gibt. Im Gespräch mit Kintto Lucas, renommierter Journa-
list, Schriftsteller und Vize-Außenminister Ecuadors von 
2010 bis 2012, wird auf die Entwicklung eingegangen. 

Am 24. Mai 2017 endete die Amtszeit von Rafael Correa als 
Präsident Ecuadors. Obwohl seine Regierung auf Rohstoff-
abbau und -export setzte und diese ausbaute, stellen die so-
zialen und politischen Errungenschaften seiner Amtszeit 
eine historische Zäsur dar: stärkere staatliche Kontrolle des 
Rohstoffsektors, Ausweitung der nationalen Beteiligung an 
den Gewinnen aus dem Rohstoffabbau, Verwendung eines 
höheren Anteils der Gewinne für sozialpolitische Maßnah-
men zur Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung, 
Verringerung von Armut und Ungleichheit, verbesserter 
Zugang zu Nahrungsmitteln sowie zu Bildungs- und Ge-
sundheitseinrichtungen.

Nach einem sehr knappen Wahlentscheid Anfang 2017 
wurde Correas Nachfolger, Lenin Moreno, zum neuen Prä-
sidenten gewählt. Während seiner Zeit als Ecuadors Vi-
zepräsident (2007-2013) zeigte er sich als unbedingter Ge-
folgsmann Correas. Unmittelbar nach seinem Amtsantritt 
distanzierte er sich jedoch von Correas Bewegung. Bis Ende 
letzten Jahres schienen diese Manöver eine politische Stra-
tegie zu sein, um von den Mittel- und Oberklassen akzep-
tiert zu werden, die sich Correas Bewegung widersetzten. 
Indem er zu Correa und seiner Bewegung auf Abstand ging, 
konnte er sich durch einen Kurs der Versöhnung als un-
abhängiger und eigenständiger Präsident profilieren. Dies 
führte zu einer Spaltung innerhalb von Correas Partei, der 
Alianza Pais. Dieser strategische Zug artet jedoch immer 
mehr in eine politische Verfolgung der Anhänger von Rafa-
el Correa und ihm selbst aus. 

Reform und Reaktion in Ecuador

Interview mit Kintto Lucas, ehemaliger Vizeaußenminister Ecuadors
Rückblickend, welche Entwicklung führte zur Wahl Cor-
reas?
Die politische, soziale und ökonomische Krise der vorhe-
rigen zehn Jahre führte zu einer Krise der Glaubwürdigkeit, 
Legitimität und Repräsentationsfähigkeit des politischen 
Systems. Correa wurde in dieser Situation als jemand ge-
sehen, der von außerhalb des Systems kam und deshalb in 
der Lage war, den bisherigen Lauf der Dinge zu verändern. 

 
Welche Gruppen/Schichten der Bevölkerung standen hin-
ter der Wahl Correas?
In der ersten Runde der Wahlen von 2006 waren es vor 
allem die Mittelschicht, einige Teile der ärmeren Schichten 
und wenige Vertreter der Bourgeoisie. In der zweiten Run-
de dehnte sich seine Wählerschaft auf andere Bereiche aus, 
denn viele befürchteten, dass mit einem Sieg von Correas 
Gegner, Alvaro Noboa, die Krise sich verschärfen würde.

 
Was erhofften sie sich davon?
Viele erwarteten die Entstehung einer sozialdemokrati-
schen Regierung mit wenigen Angriffen auf die Besitzstän-
de des Bürgertums. Organisierte Gruppierungen erwar-
teten tiefergehende Veränderungen, angefangen mit einer 
verfassungsgebenden Versammlung.

In welcher Weise gelang es der Correa-Regierung diese 
Hoffnungen zu bedienen?
Nach der verfassungsgebendenVersammlung wurde eine 
stärkere Umverteilung erreicht, unter anderem durch sozi-

ale Maßnahmen, eine Neuverhandlung der Ölverträge und 
der Staatsverschuldung, eine Ausweitung der öffentlichen 
Arbeiten. 

Die reichsten und unternehmerischen Sektoren zeigten 
sich misstrauisch gegenüber diesen Veränderungen, aber 
erzielten trotzdem beachtliche Umsätze und blieben öko-
nomisch stabil.

Was führte zur Gründung der Alianza País (AP)? Welche 
Hoffnungen verband Correa damit?
Correa hatte keine stabile Partei, die ihn unterstützte. Ver-
schiedene Bereiche verbündeten sich nach und nach, bis 
die AP gegründet wurde. Dies war eine Front sowohl von 
rechten wie linken Bereichen, die aus verschiedenen Klas-
sen zusammengesetzt waren. Die AP hatte nur ein minima-
les politisches Programm und wurde vor allem durch Cor-
reas Führung zusammengehalten. Man erwartete, dass die 
politische Organisation landesweit stärker werden könnte. 

Haben sich diese Hoffnungen erfüllt?
Sie wurden nicht erfüllt. Die Festigung einer solchen Orga-
nisation ist nicht gelungen und es gab Zusammenhalt nur 
unter einer starken Führung. 

Welche Gründe führten dazu, dass die Unterstützung für 
die Alianza País abnahm?
Es gibt mehrere Gründe. Zum einen die Erschöpfung der 
Regierungsvertreter, die Konflikte mit Bevölkerungsgrup-
pen, die die natürlichen Verbündeten hätten sein müssen 
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AP noch mehr eingeschränkt werden, weil sie eigentlich 
eine linke Partei ist. Außerdem hat die AP immer weni-
ger Chancen gegen mächtige Gruppen der Bourgeoisie, die 
durch die Maßnahmen der jetzigen Regierung, die Rück-
nahme der Maßnahmen der vorherigen Regierung und die 
Koalition mit der traditionellen Rechten gestärkt wurden. 

Correas Umfeld erhält trotzdem immer noch eine be-
achtliche Unterstützung im Parlament, aber auch bei der 
Bevölkerung in verschiedenen Bereichen der Küste und des 
Berglands, vor allem in ärmeren Schichten. Correa könn-
te politisch überleben und sich profilieren. Das aber nur, 
wenn er an zukünftigen Wahlen teilnehmen darf, denn 
die Wahlbehörde wird alle Hürden in dem Weg stellen, um 
dies zu behindern. Die Regierung befürchtet dass er eine 
große Unterstützung bekommen könnte. Die Tatsache, dass 
er möglicherweise bei den Wahlen nicht teilnehmen darf, 
begrenzt seine Möglichkeiten wieder Präsident zu werden.

Welche Kräfte stehen nach wie vor hinter diesem Projekt 
und wie stark sind sie?
Die jetzige Regierung repräsentiert bereits ein Bündnis der 
ganzen Rechten und mancher Gruppen der traditionellen 
Linken. Aber die maßgebenden Entscheidungen kommen 
von der Christlich-Sozialen Partei, die die politischen und 
ökonomischen Veränderungen unauffällig aus dem Hinter-
grund leitet. Diejenigen, die Correa unterstützen, bestehen 
noch aus einigen sozialen Gruppen und Sektoren links von 
der Mitte. Nur die Zukunft wird zeigen, ob dieses Projekt 
sich als eine Alternative herausbilden kann. Correa selbst 
hat immer noch viel Unterstützung bei den ärmeren Teilen 
der Bevölkerung. 

 
Gibt es Kräfte aus dem linken Spektrum, die in mittelfri-
stiger Perspektive eine Alternative entwickeln können?
Nein. Die traditionellen politischen Kräfte der Linken sind 
zerstört, unterwerfen sich den Rechten und haben fast gar 
keine Organisation, keine Macht, um soziale Gruppen zu 
mobilisieren, und keine Chancen bei den Wahlen. Dassel-

be geschieht in den Gewerkschaften, 
die sich dieser Linken unterordnen, 
die früher wenig Einfluss hatten 
und jetzt gar keinen mehr haben. 
Zurzeit findet sogar eine Unterord-
nung der Gewerkschaften unter Un-
ternehmerverbände statt, was noch 
nie passiert ist. Es gibt auch eine 
Schwächung in der Organisation 
der CONAIE (Bündnis der indige-
nen Völker Ecuadors), die sich der 
Regierung unterwirft um einige 
wenige politische Posten zu bekom-
men und dabei eine Politik unter-
stützt, die sie früher bekämpft hat. 
Sie hat auch keine Mobilisierungs-
möglichkeit.

wie die Indigenen, die gescheiterte Herstellung von Struk-
turen, die über den lokalen und nationalen Zusammenhang 
hinausgingen und die vor allem aber von Correas Führung 
unabhängig gewesen wären. Trotzdem, wenn Correa noch-
mal kandidiert hätte, hätte er mehr Stimmen bekommen als 
Moreno.

 
Gab es je den Versuch den Einfluss der Großgrundbesit-
zer, der Großbourgeosisie, der Medienkonzerne zu be-
schneiden?
Ja. Die Neuverhandlungen der Ölverträge veränderten zu-
tiefst das Verhältnis zwischen den Ölkonzernen, welche 
früher über 80% des Gewinns bekamen, und dem Staat, 
der weniger als 20% behielt. Dieses Verhältnis wurde kom-
plett umgedreht. Die Steuererhöhung für Unternehmen und 
Banken stellte auch einen Verlust für die Bourgeoisie dar. 
Es fehlte allerdings eine gründliche Reform auf dem Land.   

 
Hat man sich zu sehr darauf verlassen, dass die Preise für 
die Exportprodukte Ecuadors hoch bleiben würden?
Nein, aber man hat auch nicht gedacht, dass der Sturz so 
drastisch sein würde, vor allem beim Erdölpreis. 

 
Was steckt hinter dem Bruch in der Alianza Pais?
Es gibt zwei politische Positionen und Interessen, die in 
Konflikt zueinander stehen. Was geschah, war vorauszu-
sehen, wenn man sich den Entstehungsprozess der AP an-
schaut: Die Differenzen explodierten, als Correas Führung 
nicht mehr da war. 

 
Ist ein Auseinanderfallen der Partei und ein Ende des 
Correa-Projekts zu erwarten?
Die AP wurde durch Morenos Gruppe übernommen, aber 
ist faktisch eine tote Partei, ohne jegliche politische oder 
soziale Möglichkeit, obwohl sie eine neue Führung hat und 
an den nächsten Wahlen teilnehmen wird. Dazu kommt, 
dass die Regierung sich für eine rechte, neoliberale Politik 
entschieden hat, wodurch die Handlungsmöglichkeiten der 

Bananen, eine der wichtigsten landwirtschaftlichen Exportgüter Ecuadors
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Correa (und hat immer noch) die größte Unterstützung. Die 
Mittel- und Oberschicht in den Städten (vor allem Quito) 
zeigten in den letzten Jahren von Correas Amtszeit eine 
große Unzufriedenheit, die meines Erachtens sehr schwie-
rig zu erklären ist. Die ökonomische Krise aufgrund des 
Preisverfalls des Öls war letzten Endes weniger verhee-
rend, als es in der Öffentlichkeit dargestellt wurde. Durch 
verschiedene Maßnahmen konnte der Preisverfall gut aus-
geglichen werden, sodass die Binnenökonomie zunächst 
wenig davon betroffen wurde. Die Unzufriedenheit der 
städtischen Mittelschichten ist also nicht darauf zurück-
zuführen. 

Es gab Korruptionskandale, die gewiss einen Beitrag 
zur  De-Legitimierung von Correas Regierung geleistet ha-
ben. Diese Skandale sind aber meines Erachtens nicht groß 
genug (anders als  in Argentinien oder Brasilien) um die 
Unzufriedenheit der Mittelschichten zu erklären. Für mich 
ist also sehr rätselhaft, warum die Mittelschicht in den 
Großstädten, die zunächst Correa stark unterstützt hat, sich 
plötzlich gegen ihn wandte. 

3. Meine Theorie lautet folgendermaßen: Wenngleich Cor-
reas Sozialpolitik keinen unmittelbaren Angriff auf die 
Ober- und Mittelschichten darstellte, führte sie doch zu ei-
ner Veränderung in der Sozialhierarchie des Landes (das ist 
vergleichbar mit Brasilien). Die Armen waren nicht mehr 
so arm, und die Mittelschichten, obwohl sie auch einen so-
zialen Aufstieg erlebten, fühlten sich in ihrer übergeord-
neten Stellung gefährdet. Kinder und Jugendliche aus är-
meren Familien bekamen zum ersten Mal in der Geschichte 
eine Ausbildung, die viel besser ist als die Ausbildung in 
Privatschulen und Privathochschulen. Reisen und Touris-
mus wurden für die breiteren Massen ermöglicht, da fühl-
ten sich die Mittelschichten in ihrer miserablen Bürgerlich-
keit angegriffen. Die ärmeren Schichten konnten sich ein 
Auto und ein Haus leisten. Die Mittelschicht hatte es also 
immer schwerer, ihre hierarchische Stellung aufrechtzu-
erhalten. Konsum spielt hier also eine sehr wichtige Rolle. 
Lateinamerikanische Gesellschaften sind Kinder der ame-
rikanischen Konsumgesellschaft, durch und durch. Kon-
sum ist das Zeichen von Wohlstand und sozialer Überle-
genheit. Als Correas Regierung eine umfassende Verteilung 
der Ölgewinne durchführte, mit einem forcierten Aufbau 
von wichtigen sozialen Einrichtungen (Bildungswesen, Ge-
sundheitswesen, Sozialversicherung etc.), konnten die är-
meren Schichten ein Leben führen, das lange nur für die 
Mittel und Oberschicht möglich war. Dies erklärt meines 
Erachtens zum Teil den Hass der Mittelschicht auf Correa. 
Ich bin zu einer Privatschule gegangen, meine Kommili-
tonen stammen aus der Mittel- und Oberschicht, und ich 
weiß, dass rassistische Merkmale und Überlegenheitsge-
fühle eine sehr starke Rolle spielen. Meines Erachtens ist 
das eine der zentralen Erklärungen, warum die Mittel- und 
Oberschicht sich gegen Correa wandten. Correas autoritärer 
Charakter unterfütterte diesen Hass noch mehr.

Zu eurer Frage also, warum die Moreno-Regierung das 
alles macht: Sich gegen Correa und seine Politik zu wenden 
war die einzige Möglichkeit, die Unterstützung der Mittel- 
und Oberschicht zu bekommen. Darüber hinaus haben die 
Eliten möglicherweise schon im Vorab mit Moreno was ver-
handelt: Sie legitimieren ihn in der Öffentlichkeit,  dafür 
lockert er die staatliche Kontrolle der Rohstoffvorkommen 
und Finanzströme.

L.R., Quito, 11.12.2018  n

Leserbrief aus Ecuador
Ihr habt zu den Entwicklungen in Ecuador, die in dem In-
terview angesprochen werden, nachgefragt, ob es sich um 
einen Putsch handele, denn so höre es sich an.

Die rechte Konterrevolution in Ecuador ist deshalb so 
schwierig zu verstehen, weil Correas Regierung keinen un-
mittelbaren Angriff auf die Eliten darstellte, sondern ganz 
im Gegenteil: Seine Regierung hat die ökonomische Lage 
des Landes insgesamt verbessert. Das einzige, was mir ein-
leuchtet, wo die Hauptreibungspunkte entstanden sind, ist 
in der Finanzregulierung. Meines Erachtens war der größte 
Verlierer während Correas Zeiten und deshalb der Haupt-
interessent an einem Regierungswechsel der Finanzsektor. 
Vor Correa gab es nahezu keine Regulierung von Finanz-
transaktionen, weder innerhalb des Landes noch und vor 
allem mit dem Ausland (d.h. wichtige Teile vom Volksein-
kommen konnten einfach ins Ausland "überwiesen" wer-
den, ohne dass es reguliert oder was besteuert wurde). Mit 
Correa wurde eine grundlegende Umstrukturierung des Fi-
nanzsektors durchgeführt, das Steuersystem verstärkt, die 
Kontrolle von Steuerhinterziehungen wurde radikal ver-
schärft und, was sehr, sehr wichtig ist: Alle Finanzströme 
ins Ausland wurden sehr stark besteuert und kontrolliert, 
sodass es für ausländische Investoren keinen richtigen An-
reiz gab, im Land zu investieren. Mit Moreno wird das alles 
gelockert. Gerade gab es eine Nachricht aus dem Parlament, 
dass Finanzströme ins Ausland nicht mehr kontrolliert 
werden. Das ist sehr, sehr schlimm.

Die Sache mit dem Bananenanbau und -export ist ganz 
anders, da sie ja immer von Privatunternehmern geführt 
wurden und während Correas Regierung unangetastet ge-
blieben sind. Z.B. wurden sie von der Erhöhung des Min-
destlohns ausgenommen. Die Plantagenbesitzer wurden 
sogar gefördert durch den Aufbau von Infrastruktur. Ba-
nanen haben außerdem einen Sonderstatus bei Handels-
abkommen mit den USA. Das einzige, was sich während 
Correas Regierung änderte, war ein gewisser Widerstand 
gegenüber Freihandelsabkommen, vor allem mit der EU, 
aber selbst dies änderte sich in den letzten Jahren seiner 
Amtszeit. Die traditionellen Großgrundbesitzer hatten 
also keinen richtigen Grund für einen Regierungswech-
sel, weil sie unter Correas Regierung viel profitiert haben 
(Correa selbst kommt ja aus einer Region, die traditio-
nell landwirtschaftlich ist, Großgrundbesitz hat usw.).  

Warum macht Moreno jetzt diese Politik? Ich gebe einige 
Hinweise.

1. Moreno selbst stammt aus einer konservativen Schicht. 
Das wussten wir schon lange, und Correa wusste das si-
cherlich auch, es war aber nicht ganz klar, wie stark diese 
Bindungen sind. Jetzt wissen wir, dass diese Bindungen 
doch viel stärker sind als gedacht. Ich frage mich aber, wa-
rum Correa ihn als seinen Nachfolger gewählt hat, auch 
weil es nicht klar war, wie sehr Moreno ihm folgen wür-
de. Eins ist klar: Moreno war die einzige Person, die die 
Wahlen gewinnen konnte, insofern hatte Correa recht. Mo-
renos Beziehungen zu konservativen Schichten haben sich 
aber viel stärker erwiesen als gedacht. Es gab also schon 
vorne an eine Tendenz zu einem konservativen Umschlag. 

2. Dies erklärt allerdings nicht, warum Correa und seine 
Regierung gegen Ende der Amtszeit so stark in der Öffent-
lichkeit angegriffen wurden. Moreno gewann die Wahlen 
mit einer sehr knappen Mehrheit (52%). Die größte Unter-
stützung kam aus ärmeren, ländlichen Gebieten, dort hatte 
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werden muss. Erdoğan erklärte nach dem Urteil lapidar: 
»Die Urteile des EGMR sind für uns nicht bindend.«

Erdoğan hatte als Grund für die vorgezogenen Wahlen, 
wie erwähnt, »makroökonomische Gründe« angegeben, 
übrigens abgestimmt mit dem Vorsitzenden der faschist-
ischen MHP, die zusammen mit der AKP seit dem gescheit-
erten Putsch den Umbau des Staates voran treibt. Natürlich 
ging und geht es auch darum die eigenen Anhänger mit 
Posten zu versorgen, sind doch durch die Entlassungen 
Zehntausende Stellen u.a. in der Justiz, Armee und Polizei 
frei geworden.

Die Ergebnisse der Wahlen waren unter diesen Umstän-
den keine Überraschung. Das AKP-MHP Wahlbündnis kam 
auf 53,7 Prozent; die CHP war ein Wahlbündnis mit drei 
rechten Parteien eingegangen: ÍYÍ- Parti (Gute Partei – eine 
Abspaltung der MHP), Demokrat Parti (konservativ-liberal) 
und Saadet Partisi (Partei der Glückseligkeit, islamistisch, 
quasi die Vorgängerin der AKP), und kam auf 34 Prozent. 
Für die HDP, die von einigen linken und sozialistisch-
en Parteien unterstützt wurde, stimmten etwas über elf 
Prozent.

Durch die Wahlbündnisse sind jetzt im Parlament in-
sgesamt acht Parteien vertreten. 

In der von Erdoğan zusammengestellten Regierung sit-
zen 14 Minister und zwei Ministerinnen. Auffällig ist, dass 
die Mehrheit der Regierungsmitglieder im Ausland – EU 
und USA – studiert hat und fast alle entweder Unternehm-
er oder Manager von AKP-nahen Großkonzernen sind 
bzw. waren: Gesundheitsminister wurde Fahrettin Koca, 
Gründer und Teilhaber des privaten Krankenhauskonzerns 
Medipol; der Besitzer eines der größten Reiseunternehmen 
der Türkei wurde zum Kultur- und Tourismus-Minister 
berufen; auch der Bildungsminister ist ein Fachmann, ihm 
gehört der private Schulkonzern Ziya Selçuk. Erdoğans 
Schwiegersohn, Berat Albayrak, ist Manager eines der 
größten türkischen Konzerne (Çalık Holding) und wurde 
Finanzminister. Bereits von 2016 bis 2018 war er als Minis-
ter für Energie und Bodenschätze zuständig.

Nach dem Putsch suchte Erdoğan unter den Militärs 
Verbündete. Die in den Jahren zuvor wegen Putschvorberei-

Die eigentlich für November 2019 angesetzten Parlaments-
wahlen, die aus »makroökonomischen Gründen« (Erdoğan) 
auf den 24. Juni 2018 vorgezogen wurden, fanden noch un-
ter dem Ausnahmezustand statt.

Der Ausnahmezustand war nach dem Putschversuch im 
Juli 2016 verhängt worden und endete im Juli 2018. In der 
Zeit wurden mindestens gegen 170.000 Menschen strafre-
chtliche Ermittlungen aufgenommen. Nach offiziellen 
Angaben wurden 77.000 verhaftet, 446.000 durch diverse 
staatliche Organe »überprüft«, über 130.000 Menschen aus 
dem Staatsdienst entlassen, außerdem mindestens 200 Ver-
lage, Zeitungen und Sender geschlossen. Zusätzlich wur-
den über 500 Betriebe, die angeblich Putschisten/Terroris-
ten gehören sollen, in eine Treuhandgesellschaft überführt.

Dass die Repression sich nicht nur gegen die ver-
meintlichen Putschisten richtete, wurde schnell deutlich: 
Tausende Mitglieder der Bildungsgewerkschaft Eğitim-Sen 
wurden entlassen, sozialistische und kurdische Zeitungen, 
Radio- und Fernsehsender geschlossen, deren Mitarbeiter-
innen verhaftet. Nach Angaben der türkischen Journali-
sten-Gewerkschaft tgs sitzen aktuell 145 Medien-Beschäft-
igte im Knast, gegen 315 sind Verfahren anhängig. Sogar 
Wikipedia ist seit über eineinhalb Jahren aus der Türkei 
nicht mehr erreichbar.

Überhaupt Knäste: Die Anzahl der Insassen in türkisch-
en Knästen explodiert nicht erst seit dem Putschversuch. 
Als die AKP 2002 die Regierung übernahm, saßen 55.609 
Menschen im Gefängnis, im Mai 2018 war es fast ein Vier-
telmillion.

Seit die AKP 2002 an die Regierung kam, verbot sie 15 
Streiks, sieben davon in der Zeit des Ausnahmezustands.

Von dieser Repression sind auch die Mitglieder der HDP 
betroffen. Bis zu den Wahlen am 24. Juni wurden 361 HDP-
Mitglieder festgenommen, davon waren 15 Abgeordnete 
und an die 100 Bürgermeister bzw. Bürgermeisterinnen. 
Die Rathäuser wurden unter staatliche Zwangsverwal-
tung gestellt. Auch der Kandidat für das Präsidentenamt, 
Demirtas, befindet sich bis heute in U-Haft, obwohl der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
geurteilt hat, dass er unverzüglich aus der Haft entlassen 

Baustelle des neuen Istanbuler Flughafens...

n  Nachdruck aus der »Arbe iterstimme« ,  Nr . 202 ,  Winter 2018 / 2019

Die Türkei nach der Wahl



13Arbe iterpolit ik Nr . 1  ·  februar 2019

lulose- und Papierindustrie wurden Anfang der 2000er 
Jahre privatisiert. Die Privatunternehmen haben viele Be-
triebe stillgelegt, weil in den Zeiten der »starken« Lira das 
Papier und die Rohstoffe vermeintlich günstiger zu impor-
tieren waren. Seit dem Sommer sind die Papierpreise um 
40 Prozent gestiegen, viele Verlagshäuser drucken keine 
Bücher mehr, die Zeitungen haben ihre Seitenzahlen sen-
ken müssen und etliche, vor allem lokale Blätter, sind pleite.

Auch der Staat bekommt immer mehr Probleme: Die 
Verpflichtungen, die der türkische Staat im Rahmen der 
sogenannten öffentlich-privaten Partnerschaft (Public-Pri-
vate-Partnership) übernommen hat, bringen ihn in Bedräg-
nis. In den letzten Jahren wurden alle großen Infrastruktur-
Projekte in »öffentlich-privater Parterschaft« verwirklicht. 
Die türkische Regierung rühmt sich damit, dass die Brück-
en, Tunnels oder auch der neue Istanbuler Flughafen die 
öffentlichen Kassen keinen Cent kosten.

Das ist natürlich gelogen. Die »öffentlich-private Part-
nerschaft« funktioniert in der Regel so: Ein Projekt wird 
ausgeschrieben, Unternehmen bewerben sich darum, die 
Ausschreibung gewinnt meist ein regierungsnahes Kon-
sortium von Unternehmen, die im weiteren Verlauf nur 

tungen verhafteten Generäle wurden aus den Gefängnissen 
entlassen und Erdoğan entschuldigte sich persönlich bei 
ihnen, schuld waren allerdings angeblich Gülen-Anhänger: 
»Ich wurde hintergangen«. Dieses Bündnis mit dem alten 
Militär-Kader findet seinen Ausdruck in der Person von 
Hulusi Akar, seit August 2015 Chef des Generalstabes, jetzt 
Verteidigungsminister im Erdoğan-Kabinett.

Nach den Wahlen, am 18. Juli 2018, wurde in der Türkei 
nach zwei Jahren der Ausnahmezustand beendet.

Der Währungsverfall der Lira hat sich in den letzten 
Monaten des Jahres weiter beschleunigt, die jährliche In-
flationsrate ist auf 25 Prozent geklettert, die Zinsen auf 
dem inländlichen Kreditmarkt sind mittlerweile bei 30 
Prozent. Die Auslandsschulden der türkischen Unternehm-
en und Banken werden auf 470 Milliarden Dollar geschätzt, 
größtenteils in Dollar und Euro. Wie wir schon des öfteren 
in der »Arbeiterstimme« geschrieben haben, beruht das 
angebliche »Wirtschaftswunder« der Türkei vor allem auf 
Bautätigkeit und Konsum. Beides wurde mit billigem Geld 
aus dem Ausland finanziert. Vor allem seit der Finanz-
krise 2008 floss reichlich Kapital in die Türkei, begünstigt 
durch die von den US- und EU-Zentralbanken praktizierte 
Nullprozent-Zins-Politik. 

Doch das Problem ist viel 
größer: Die Türkei besitzt außer 
Kohle keine eigenen Energier-
quellen (die Stromerzeugung aus 
Sonnen- und Windenergie hatte 
2017 nur sieben Prozent Anteil 
an der gesamten Stromproduk-
tion). Erdöl- und -Erdgasliefer-
ungen müssen in Dollar bezahlt 
werden, genauso wie die Rohst-
offe und Vorprodukte der Indus-
trie. Schon melden die ersten 
Unternehmen Insolvenz an bzw. 
drosseln ihre Produktion.

Jetzt zeigt sich, dass die Pri-
vatisierung der letzten Jahre 
nicht nur Hunderttausende ar-
beitslos machte, sondern auch 
verantwortlich ist für eine ver-
stärkte Abhängigkeit vom Aus-
land bei den Rohstoffen. Ein 
Beispiel ist die Papierindustrie: 
die Fabriken der staatlichen Zel-

...und die streikenden Bauarbeiter
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Anzahl der Menschen in türkischen 
Gefängnissen (U-Haft und Strafhaft)

55.609
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Mindestlohn in Höhe von 1.603 Lira, zur Zeit ca. 270 Euro, 
auskommen. Der Großteil der Klasse wird damit noch tiefer 
in die Armut stürzen.

So ist es kein Wunder, dass die Arbeiterklasse immer 
wieder unerwartet und massenhaft Aufstände probt. So 
geschehen im Frühjahr 2015, als es in der Automobil- und 
Metallindustrie zu einer Reihe von spontanen Streiks und 
Betriebsbesetzungen mit mehreren zehntausend Beteiligten 
kam. Damals wurden sowohl die Gewerkschaften als auch 
die Unternehmer von dieser Streikbewegung überrascht. 

Auch der Streik der Bauarbeiter im vergangenen Sep-
tember kam für die Öffentlichkeit und die Gewerkschaften 
unerwartet. Auf der Baustelle des dritten Istanbuler 
Flughafens sind 40.000 Arbeiter beschäftigt, der Orga-
nisierungsgrad in den Gewerkschaften tendiert gegen null. 
Die meisten Arbeiter sind bei Subunternehmen beschäft-
igt, Todesfälle auf der Baustelle (die türkischen Gewerk-
schaften sprechen treffender von »Arbeitsmorden«) sind 
an der Tagesordnung. Nach offziellen Angaben starben bis 
Februar diesen Jahres 27 Arbeiter, Gewerkschaften gehen 
von deutlich mehr Toten aus, die unabhängige Vereinigung 
İşçi Sağlığı ve İş Güvenliği Meclisi (Rat der Arbeitergesundheit 
und Arbeitssicherheit) veröffentlichte Namen von 37 Arbe-
itern, die tot sind oder vermisst werden. 

Die Arbeiter leben auf dem riesigen Gelände in Con-
tainer-Städten. Auf der Baustelle kam es immer wieder zu 
spontanen Streiks und Demonstrationen wegen schlechter 
Verpflegung, unregelmäßiger Auszahlung der Löhne usw., 
die aber begrenzt auf einige Subunternehmer waren und 
schnell wieder befriedet wurden.

Am 14. September legten schließlich 30.000 Arbeiter 
die Baustelle lahm. Der Anlass war, dass die Arbeiter stun-
denlang bei strömendem Regen auf die Fahrzeuge warten 
mussten, die sie zur ihren Einsatzorten fahren sollten. Dem 
Aufruf einzelner Arbeiter zur Arbeitsniederlegung schlos-
sen sich schnell 30.000 an. Die Beschäftigten einigten sich 
auf 15 Forderungen, an erster Stelle stand: »Arbeiter, die 
sich an der Aktion beteiligen, werden nicht entlassen«. 
Weitere Forderungen waren, dass Unterkünfte, Toiletten 
und Duschen regelmäßig geputzt werden und Maßnahmen 
gegen Bettwanzen ergriffen werden, dass die Löhne in vol-
ler Höhe überwiesen werden, dass die Vorarbeiter in densel-
ben Kantinen wie die Arbeiter ihre Mahlzeiten einnehmen 
sollen und die für die Probleme verantwortlichen Manager 
entlassen und die Arbeitsmorde aufgeklärt werden. Ge-
fordert wurde außerdem die Auszahlung der Löhne, die 
seit sechs Monaten fällig waren, die Entlassung der Meister 
der aserbaidschanischen Arbeiter, denen Diskriminierung 
vorgeworfen wurde, und kostenlose Arbeitsbekleidung.

Die Antwort des Staates kam prompt: In derselben Nacht 
überfielen Tausende Gendarmen und Polizisten die Schlaf-

städte der Arbeiter und 
nahmen über 500 von ih-
nen fest. Mittlerweile sind 
bis auf 23 Arbeiter und vier 
Gewerkschafter alle wieder 
frei.

Vier Wochen später 
eröffnete Erdoğan feierlich 
den neuen Flughafen, die 
Arbeiter und die Gewerk-
schafter sitzen in U-Haft 
und warten auf eine 
Anklage.

aus:  
Arbeiterstimme  
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als Makler agieren. Denn die Planungen und Ausführun-
gen von solchen Bauten wie Brücken oder Tunnels über-
nehmen fast immer ausländische Unternehmen, weil die 
türkischen Unternehmen nicht das notwendige technische 
Wissen und die Möglichkeiten haben. Die technisch nicht 
so anspruchsvollen Teile des Bauvorhabens werden von 
türkischen Unternehmehrn verwirklicht. In der Bauin-
dustrie ist das Subunternehmertum weit verbreitet, die 
Beschäftigten bekommen oftmals nicht mal den geringen 
Mindestlohn und tödliche Arbeitsunfälle sind an der Tag-
esordnung.

Zur Finanzierung übernimmt der Staat großzügig 
millardenschwere Bürgschaften und garantiert den Un-
ternehmen fixe Einnahmen.

Ein Beispiel hierfür ist die Osmangazi-Brücke, eine 
mautpflichtige Autobahnbrücke, die über den nordöstli-
chen Teil des Marmarameeres führt. Die Brücke wurde 
als BOT-Modell (Build, Operate, Transfer: Bauen, Be-
treiben, Übertragen) verwirklicht. Die Einnahmen bleiben 
bis 15. Juli 2035 bei dem privaten Betreiber, danach geht 
die Brücke an den Staat über. Im Sommer 2016 wurde die 
Brücke eröffnet. Der türkische Staat garantierte dem pri-
vaten Betreiber 40.000 Fahrzeuge pro Tag; falls diese Zahl 
nicht erreicht wird, übernimmt der Staat die Differenz. 
Die Preise sind nach Fahrzeugtypen gestaffelt, die Über-
fahrt für PKW betrug bei der Eröffnung 35 US-Dollar, zum 
damaligen Kurs waren das 121 türkische Lira. Nachdem 
sich herausgestellt hat, dass die Menschen lieber die viel 
günstigeren Fähren nutzen, wurde auf Anordnung von 
Erdoğan die Mautgebühr auf 90 TL gesenkt, die Differnz 
übernahm der türkische Staat. Mittlerweile wurden die Ge-
bühren erneut gesenkt (z.Zt. 71,75 TL), weil das erwartete 
Fahrzeugaufkommen weiter ausbleibt. Der Staat führt an 
die Betreiber zusätzlich zu deren Einnahmen jährlich 280 
Millionen US-Dollar für die entgangenen Mautgebühren ab. 
Da die Preise für die Maut, wie in der Türkei üblich, in aus-
ländischer Währung vereinbart wurden, kommt der Verfall 
der türkischen Lira mit jedem Tag den Staat teurer. Die Be-
nutzer der Brücke zahlen zwar in TL, der Staat muss aber 
an die Betreiber die garantierten Einnahmen nach dem ak-
tuellen US-Dollar-Kurs bezahlen. Um die Lira zu stärken, 
verbot die Regierung gleichzeitig beim Kauf oder bei der 
Anmietung von Immobilien und beim Fahrzeugleasing aus-
ländische Währungen zu verwenden.

Am Schlimmsten trifft die Krise die Arbeiterklasse. Die 
Preissteigerungen für die Güter des täglichen Bedarfs sind 
weit höher als die 25prozentige allgemeine Inflationsrate, 
weil neben der Energie auch viele Nahrungsmittel mittler-
weile importiert werden müssen. Auch das ist ein Ergebnis 
der neoliberalen Politik seit dem 1980er Militärputsch. Ein 
Großteil der Beschäftigten in der Industrie muss mit dem 
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schenrechte (EGMR) geurteilt hat, 
dass er unverzüglich aus der Haft 
entlassen werden muss. Erdoğan er-
klärte nach dem Urteil lapidar: „Die 
Urteile des EGMR sind für uns nicht 
bindend.“

Erdoğan  hat﻿te als Grund für die 
vorgezogenen Wahlen, wie erwähnt 
„makroökonomische Gründe“ an-
gegeben, übrigens abgestimmt mit 
dem Vorsitzenden der faschistischen 
MHP, die zusammen mit der AKP 
seit dem gescheiterten Putsch den 
Umbau des Staates voran treibt. Na-
türlich ging und geht es auch darum 
die eigenen Anhänger mit Posten zu 
versorgen, sind doch durch die Ent-
lassungen zehntausende Stellen u.a. 
in der Justiz, Armee und Polizei frei 
geworden.

Die Ergebnisse der Wahlen waren 
unter diesen Umständen keine Über-
raschung. Das AKP-MHP Wahlbünd-
nis kam auf 53,7 Prozent, die CHP 
war ein Wahlbündnis mit drei rechten 
Parteien eingegangen, İYİ- Parti (Gute 
Partei – eine Abspaltung der MHP), 
Demokrat Parti (konservativ-liberal) 
und Saadet Partisi (Partei der Glück-
seligkeit, islamistisch, quasi die Vor-
gängerin der AKP), und kam auf 34 
Prozent. Für die HDP, die von einigen 
linken und sozialistischen Parteien 
unterstützt wurde, stimmten etwas 
über elf Prozent.

Durch die Wahlbündnisse sind 
jetzt im Parlament insgesamt acht 
Parteien vertreten. 

In der von Erdoğan zusammenge-
stellten Regierung sitzen 14 Minister 
und zwei Ministerinnen. Auffällig 
ist, dass die Mehrheit der Regie-
rungsmitglieder im Ausland – EU 
und USA – studiert haben und fast 
alle entweder Unternehmer oder 
Manager von AKP-nahen Großkon-
zernen sind bzw. waren: Gesund-
heitsminister wurde Fahret﻿tin Koca, 
Gründer und Teilhaber des privaten 
Krankenhauskonzerns Medipol; der 
Besitzer eines der größten Reiseun-
ternehmen der Türkei wurde zum 
Kultur- und Tourismus-Minister be-
rufen; auch der Bildungsminister ist 
ein Fachmann, ihm gehört der private 
Schulkonzern Ziya Selçuk. Erdoğans 
Schwiegersohn, Berat Albayrak, ist 
Manager eines der größten türki-
schen Konzerne (Çalık Holding) und 
wurde Finanzminister. Bereits von 
2016 bis 2018 war er als Minister für 
Energie und Bodenschätze zuständig.

Nach dem Putsch suchte Erdoğan 
unter den Militärs Verbündete. Die 
in den Jahren zuvor wegen Putsch-
vorbereitungen verhafteten Generäle 
wurden aus den Gefängnissen entlas-
sen und Erdoğan entschuldigte sich 
persönlich bei ihnen, schuld waren al-
lerdings angeblich Gülen-Anhänger: 
„ich wurde hintergangen“. Dieses 
Bündnis mit dem alten Militär-Kader 
findet seinen Ausdruck in der Person 
von Hulusi Akar, seit August 2015 
Chef des Generalstabes, jetzt Verteidi-
gungsminister im Erdoğan-Kabinet﻿t.

Nach den Wahlen, am 18. Juli 2018 
wurde in der Türkei nach zwei Jahren 
der Ausnahmezustand beendet.

Der Währungsverfall der Lira hat 
sich in den letzten Monaten des Jahres 
weiter beschleunigt, die jährliche In-
flationsrate ist auf 25 Prozent geklet-
tert, die Zinsen auf dem inländlichen 
Kreditmarkt sind mit﻿tlerweile bei 30 
Prozent. Die Auslandsschulden der 
türkischen Unternehmen und Ban-
ken werden auf 470 Milliarden Dol-
lar geschätzt, größtenteils in Dollar 
und Euro. Wie wir schon des öfteren 
in der Arbeiterstimme geschrieben 

haben, beruht das angebliche „Wirt-
schaftswunder“ der Türkei vor al-
lem auf Bautätigkeit und Konsum. 
Beides wurde mit billigem Geld aus 
dem Ausland finanziert. Vor allem 
seit der Finanzkrise 2008 floss reich-
lich Kapital in die Türkei, begünstigt 
durch die von den US- und EU-Zen-
tralbanken praktizierte Nullprozent-
Zins-Politik.  

Doch das Problem ist viel größer: 
Die Türkei besitzt außer Kohle keine 
eigenen Energierquellen (die Strom-
erzeugung aus Sonnen- und Wind-
energie hat﻿te 2017 nur sieben Prozent 
Anteil an der gesamten Strompro-
duktion). Erdöl und -gaslieferungen 
müssen in Dollar bezahlt werden, ge-
nauso wie die Rohstoffe und Vorpro-
dukte der Industrie. Schon melden 
die ersten Unternehmen Insolvenz an 
bzw. drosseln ihre Produktion.

Jetzt zeigt sich, dass die Privati-
sierung der letzten Jahre nicht nur 
Hundert﻿tausende arbeitslos machte, 
sondern auch verantwortlich ist für 
eine verstärkte Abhängigkeit vom 
Ausland bei den Rohstoffen. Ein Bei-
spiel ist die Papierindustrie: die Fab-
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kaufen, sei es kein Problem, die von Tavares gesetzten Ziele 
zu erreichen.

PACE:  
Umstrukturierung auf Kosten der Beschäftigten

Schon wenige Monate nach der Übernahme präsentierte 
Opel sein Programm zur Umstrukturierung und zur en-
gen Verzahnung mit PSA. Das Programm trägt den Namen 
PACE und sieht den Abbau von 3.700 Arbeitsplätzen vor. Im 
Gegenzug wurden neue Investitionen in die bestehenden 
Standorte versprochen. Die IGM war zur Aussetzung und 
Verschiebung tariflicher Lohnerhöhungen bereit. Dafür 
soll der Arbeitsplatzabbau �sozialverträglich� über Alters-
teilzeit, Vorruhestand und Abfindungsverträge geschehen. 
Für die verbleibenden Beschäftigten wurde ein Schutz vor 
betriebsbedingten Kündigungen bis 2023 vereinbart. Diese 
Regelungen wurden in einem Tarifvertrag vereinbart und 
sofort gab es einen regelrechten Sturm auf die beschlos-
senen Abfindungen. Die Kolleginnen und Kollegen sehen 
der Zukunft von Opel also keineswegs so zuversichtlich 
entgegen wie BR und IGM; es gab eine regelrechte Flucht 
aus den Betrieben.

Opel macht wieder Gewinne, …

Für das erste Halbjahr 2018 nun vermeldete Opel einen 
Gewinn im operativen Geschäft von 500 Mill. Euro. Opel-
Chef Lohscheller räumte zwar einen Rückgang der Ver-
kaufszahlen ein, aber mit jedem verkauften Opel mache das 
Unternehmen heute 1400 Euro mehr Gewinn als ein Jahr 
zuvor. Gründe hierfür sind vor allem die Personaleinspa-
rungen. Da hier der Gewinn aus dem operativen Geschäft 
ausgewiesen wird, werden z.B. Zahlungen für Abfindungen 
nicht berücksichtigt.

… PSA will aber noch mehr

Die verringerten Verkaufszahlen erklären sich auch da-
durch, dass die weniger rentablen Vertriebswege wie der 
Verkauf an Mitarbeiter und an Autovermietungen zurück-
gefahren wurden. Die Produktion wurde schließlich an 
den verringerten Verkauf angepasst. So wurden die Werks-
leitungen angehalten, die Taktzahlen in den Werken zu re-

Die Adam Opel AG gehörte seit 1929 zum Konzern General 
Motors. Anfang der siebziger Jahre hatte Opel in Deutsch-
land einen Marktanteil von 20 Prozent und war damit füh-
rend. Opel beschäftigte fast 60.000 Menschen. Ab Mitte der 
achtziger Jahre hatte Opel mit zunehmenden Problemen 
zu kämpfen. Bei Spitzenmodellen konnte sich das Unter-
nehmen nicht gegen Mercedes und BMW durchsetzen, und 
auch bei den anderen Modellen gab es Qualitätsprobleme 
und verschiedene Rückrufaktionen. Der Ruf der Marke Opel 
litt darunter sehr stark und der Anteil der Neuzulassungen 
sank 2012 auf 8,9 Prozent. Seit 1999 konnte Opel keinen Ge-
winn mehr erzielen. Es gab verschiedene Sanierungskon-
zepte, dem 2014 auch das Bochumer Werk zum Opfer fiel. 
Dort gab es in der Belegschaft einen kämpferischen Kern, 
der immer wieder Widerstand gegen geplante Maßnahmen 
zum Arbeitsplatzabbau organisierte und die Schließung 
des Werks um einige Jahre hinausschieben konnte.

PSA schluckt Opel

General Motors versuchte mehrmals die Tochter Opel zu 
verkaufen. Erfolgreich war der Konzern damit aber erst im 
Sommer 2017, als PSA (Peugeot) Opel für 1,3 Mrd. Euro 
übernahm. Bei PSA in Frankreich wurde zuvor unter dem 
neuen Chef Tavares ein radikales �Sanierungsprogramm� 
umgesetzt. Die Fertigungslinien und die Lagerbestände 
wurden reduziert und 20.000 Stellen abgebaut. Die Rendite 
konnte so auf 7,3 Prozent erhöht werden und lag damit hö-
her als bei VW. Die Arbeitskosten bei PSA betrugen zehn 
Prozent gegenüber fünfzehn bei Opel.

Carlos Tavares, nun auch oberster Boss bei Opel, be-
schrieb die Situation im übernommenen Unternehmen als 
dramatisch. Er forderte, Opel müsse bis 2020 ebenso renta-
bel sein wie PSA. Er werde keine neuen Modellreihen an 
Opel vergeben, solange dieses Ziel nicht erreicht sei.

Bedenkend, wie dieses Ziel bei PSA selbst durchgesetzt 
wurde, hätten beim Betriebsrat und bei der IGM eigentlich 
die Alarmglocken klingeln müssen. Doch statt sich Schritte 
für eine Gegenwehr gegen die zu erwartenden Maßnahmen 
zu überlegen, versuchte der Betriebsrat die Belegschaft zu 
beschwichtigen: Opel sei ein gesundes Unternehmen und 
wenn es nach der Trennung von GM möglich werde, auch 
auf dem außereuropäischen Markt Opel-Fahrzeuge zu ver-

Opel:  Übernahme durch PSA  
und die Krise der Automobilindustrie
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Hintergrund einer allgemeinen Krise der Automobilindu-
strie. Die Unsicherheiten wegen der US-amerikanischen 
Zollpolitik und Konjunkturprobleme in China sorgen auch 
bei anderen Automobilunternehmen für Schwierigkeiten. 
So werden auch bei Ford in Europa Tausende Stellen ge-
strichen, VW geht bei der Golfproduktion vom 3-Schicht-
System zum 2-Schicht-System über und GM schließt in den 
USA ganze Werke. Hinzu kommt eine Verunsicherung in 
der Bevölkerung angesichts falscher Angaben bei Schad-
stoffen. Dies und andere Faktoren stellen vor allem bei jün-
geren Menschen den bisherigen Stellenwert des Autos als 
Statussymbol in Frage. Die Folge sind Überkapazitäten, die 
sich noch steigern werden, wenn die Wachstumsschwäche 
auch in den westlichen Industriestaaten anhält. Alle Auto-
mobilunternehmen sind dabei, ihre Palette auf Elektrofahr-
zeuge umzustellen oder zu erweitern. Auch dies wird zum 
Abbau von Arbeitsplätzen genutzt werden. 

Das alles schränkt die Handlungsmöglichkeiten von 
Betriebsräten und Gewerkschaften ein. Sie sehen die Ge-
fahren, die auf die Arbeitsplätze zukommen und können 
sie nicht aufhalten. Sie können und wollen sich aber nicht 
von den alten Rezepten lösen. So machen sie gemeinsam 
mit den Kapitalisten Front gegen niedrigere Schadstoff-
grenzen. Sie hoffen, für die zu erwartenden stürmischen 
Zeiten weiterhin auf sozialpartnerschaftlichem Weg ge-
meinsam mit dem Kapital Lösungen zu finden, die zumin-
dest den eigenen Standort sichern. Sie haben den Sanie-
rungsprogrammen des Kapitals nichts entgegenzusetzen, 
wollen deren Maßnahmen lediglich sozial abfedern. Diese 
Haltung konnte schon in der Vergangenheit den Abbau von 
Arbeitsplätzen nicht verhindern. 

Da die Krise die ganze Branche betrifft, wäre auch eine 
branchenweite Koordinierung der gewerkschaftlichen 
Strukturen an der Tagesordnung. Das gibt es aber allenfalls 
auf der Ebene der Betriebsräte. Innerhalb des PSA-Konzerns 
gibt es Kontakte zu französischen Gewerkschaften nur auf 
der höchsten Funktionärsebene. Gemeinsame Aktionen 
sind nicht angedacht. 

Widerstand kann es unter diesen Voraussetzungen nur 
in homöopathischen Dosen geben. Er wird geduldet und 
halbherzig unterstützt, um unzufriedenen Strömungen in 

duzieren (s. Kasten »Abtaktung«). Das bedeutet aber eine 
Senkung der Produktivität und steigert die Kosten pro Fahr-
zeug. Das bedeutet aber, dass die Betriebe einem starken 
Konkurrenzkampf ausgesetzt werden. Um im Wettbewerb 
der Standorte mithalten zu können, müssen im Werk die 
Kosten weiter reduziert werden, etwa durch die Entlassung 
von Leiharbeitskräften. 

Die Zahl der Ausbildungsplätze wurde drastisch re-
duziert und der Verkauf eines Teils des Entwicklungszen-
trums in Rüsselsheim ist ein anderer Plan zur Reduzierung 
der Kosten. 2000 der 7000 Beschäftigten sollen zum fran-
zösischen Unternehmen Segula Technologies ausgelagert 
werden. Ausgelagert werden soll ein Querschnitt durch alle 
Abteilungen. Denen, die zu Segula gehen, wird mündlich 
die Übernahme des Kündigungsschutzes bis 2023 zugesagt, 
doch ansonsten strebt Segula einen Haustarif an, der sicher 
unterhalb der gegenwärtigen Konditionen liegen soll. Opel 
selbst weigert sich, über ein Rückkehrrecht im Falle einer 
Betriebsschließung bei Segula zu verhandeln. Die Betrof-
fenen hätten dann nicht einmal eine Abfindung. Das heißt 
aber auch, dass Opel keine Garantie für den Erfolg Segulas 
am Markt geben will.

Gebremster Widerstand

Gegen die Ausgliederung zu Segula gab es in der Beleg-
schaft großen Unmut, der sich auch in einigen Aktionen 
niederschlug. Anlässlich einer Betriebsversammlung de-
monstrierten 2000 Beschäftigte gegen den Verkauf. Auch 
der Betriebsrat und die VKL spüren, dass es in der Beleg-
schaft Unruhe gibt und geben diesem Druck teilweise nach. 
Sie wollen jedoch auf jeden Fall die Kontrolle behalten und 
bremsen weitergehende Initiativen auch oftmals ab. Unter 
den Vertrauensleuten gibt es zwar Unmut über dieses halb-
herzige Vorgehen, die VL-Strukturen sind aber nicht in der 
Lage, eine Alternative zu entwickeln. 

Die Krise der Autoindustrie

Die Schwierigkeiten von Opel und die aus Sicht des Kapi-
tals notwenigen Umstrukturierungen geschehen vor dem 
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auf 68.000 heruntergefahren werden. Die Produktion des 
Zafira wird in Bälde auslaufen und der Nachfolger wird im 
britischen Luton hergestellt werden. Für Rüsselsheim wur-
de zwar ein neues Modell auf der PSA-Plattform angekün-
digt, das aber soll erst im Laufe dieses Jahres bekannt ge-
geben werden. Für die Umrüstung wird dann noch einmal 
ca. ein Jahr benötigt werden. Im Tarifvertrag, der auch den 
Arbeitsplatzabbau und die Lohnverzichte regelt, verpflich-
tet sich PSA zu Investitionen in die Opel-Werke. An diesen 
Teil der Abmachung scheint sich PSA aber nicht halten zu 
wollen.

Klar ist, dass Opel unter diesen Bedingungen nicht 
mehr rentabel sein kann. Für die Beschäftigten stellt sich 
deshalb die Frage, welche Pläne PSA mit Opel für die Zu-
kunft hat. Was das konkret bedeutet, ist zurzeit noch nicht 
klar.

12.02.2019  n

der Belegschaft entgegenzukommen und vielleicht in Ver-
handlungen noch das eine oder andere Trostpflaster he-
rauszuholen. Doch spielt auch immer die Angst eine Rolle, 
eine umfassende Mobilisierung könnte eine eigene Dyna-
mik entfalten und wären nicht mehr einzufangen. Der Be-
triebsrat und die VKL achten deshalb strikt darauf, dass die 
Aktionen nicht ihrer Kontrolle entgleiten. Auf diese Weise 
tragen sie aber dazu bei, aktive Kolleginnen und Kollegen, 
die weitergehende Aktionen fordern, zu enttäuschen.

Letzter Schritte: Halbierung der Produktion

Ende Januar diesen Jahres  wurde bekannt, dass  es in der 
Produktion statt zwei Schichten nur noch eine Schicht ge-
ben soll. Das bedeutet eine Halbierung der Produktion. Bei 
einer Produktionskapazität von ca. 180.000 Fahrzeugen 
jährlich, werden zurzeit 128.000 produziert. Diese Zahl soll 

Abtaktung
Wie aus Unternehmenskreisen verlautete, sinkt in Rüs-
selsheim die Taktzahl von 55 auf 42 Fahrzeuge pro Stun-
de, in Eisenach von 37 auf 30. Im polnischen Gliwice ist 
der Schritt bereits vollzogen. Dort laufen nur etwa 25 
statt zuvor 40 Autos pro Stunde vom Band. In der Be-
legschaft wachse die Sorge, dass die Opel-Werke dauer-
haft heruntergetaktet würden, heißt es in Firmenkreisen. 
Dadurch sinke deren Produktivität, was wiederum die 
Wettbewerbsfähigkeit der Opel-Standorte im Produkti-
onsverbund der Mutter PSA schwäche, heißt es im Un-
ternehmen. Ein Werk brauche ein bestimmtes Produk-
tionsvolumen, um dauerhaft wettbewerbsfähig zu sein. 

[…] PSA-Chef Carlos Tavares betont immer wieder, 
dass die Standorte nur bei guter Wettbewerbsfähigkeit 
Aussicht auf neue Modelle und Investitionen haben. 
Eine zentrale Kennziffer sind dabei die Kosten pro Fahr-
zeug. Durch die Abtaktung der Produktion würden diese 
aber zunächst steigen, heißt es. Die Werksleiter würden 
dennoch angehalten, die Maßnahme auch gegen ihren 

Willen umzusetzen, was insbesondere in Rüsselsheim 
zu einem handfesten Konflikt zwischen Werksleitung 
und Betriebsrat führe. 

Werksleiter werden "unter Druck gesetzt" 

Die Leiter der jeweiligen Werke würden, so heißt es, »un-
ter Druck gesetzt«, die Vorgaben zur Kostensenkung und 
Taktreduzierung einzuhalten – auch gegen ihren Willen. 
Gleichzeitig sitzt den Leitern der Betriebsrat im Nacken, 
der die Maßnahme natürlich so nicht einfach hinneh-
men will. Wie aus Werkskreisen verlautete, wird der 
Rüsselsheimer Werksleiter Michael Lewald von seinen 
Vorgesetzten angehalten, gegenüber dem Betriebsrat har-
te Kante zu zeigen. Er sei deshalb gezwungen gewesen, 
die Produktion ohne Einvernehmen mit dem Betriebsrat 
runterzutakten. Rein rechtlich kann er das. Die Arbeit-
nehmervertreter laufen dagegen allerdings Sturm. Zu-
dem wachse innerhalb der Belegschaft der Unmut gegen 
Lewald, heißt es in Rüsselsheim. 

(Main-Spitze online, 2.8.1018)
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Fraktionszwang unterordneten und erst zweieinhalb Jahre 
später die Spaltung der SPD erfolgte. Diese Spaltung früher 
herbeizuführen hätte als Verrat gegolten, die Linken von 
jeglichem Zugang zu den Parteimitgliedern abgeschnitten 
und den Verzicht auf die Wirkungsmöglichkeiten in den 
Organisationsstrukturen bedeutet. Es war ja keine ideolo-
gische Frage; es kam auf die Vorbereitung praktischer Wi-
derstandsbewegungen an, nicht auf die Propagierung einer 
besseren politischen Linie. Genau diese praktische Ent-
wicklung musste die MSPD-Führung zu verhindern suchen 
– ihr war aus jahrzehntelanger Auseinandersetzung mit den 
Linken klar, dass eine Entfaltung der Revolution ihren po-
litischen – und persönlichen – Untergang bedeuten würde.

Die von den gewerkschaftlichen Vertrauensleuten orga-
nisierten großen Streiks, die im Januar 1918 eine Million 
erfassten, reichten zum Sturz des Kaiserregimes nicht aus. 
Erst als es in der Niederlage zerfiel, konnte der Matrosen-
aufstand die Revolution auslösen. So war es kein Wunder, 
dass die MSPD trotz ihres Kriegskurses noch große Mehr-
heiten in der Arbeiterschaft und den Räten hatte – bereits 
am Einheitstaumel am 10. November 1918 im Großberliner 
Arbeiter- und Soldatenrat war das abzulesen (vergleichbar 
dem Einheitsrausch nach der russischen Februarrevoluti-
on). Die Räte entstanden naturwüchsig, wie sie immer ent-
stehen, wenn die Arbeiterklasse ihre Angelegenheiten in 
die eigenen Hände nimmt, und nicht als "Fernwirkung der 
russischen Revolution", und es gab, anders als in Russland, 
keine Doppelherrschaft: der Rat der Volksbeauftragten, 
dem übrigens Noske am Anfang nicht angehörte, war Or-
gan und Ausdruck der noch mit reformistischen Illusionen 
überladenen vorläufigen Räteherrschaft.

Endgültig klar wurden die Mehrheitsverhältnisse zu-
gunsten der MSPD vor dem Reichsrätekongress anhand der 
Delegiertenwahlen. Sogar in Berlin erhielt sie mehr Man-
date als die USPD. Auf dem Kongress selbst wurde am 19. 
Dezember 1918 mit 400 gegen 50 Stimmen die Wahl zur 
Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 festgelegt. 
Damit war klar, dass die Nationalversammlung nicht mehr 
zu verhindern war – auf welche Arbeiterdemokratie hätte 
sich ein solcher Versuch auch stützen sollen? Und es war 
klar, dass die Forderung nach dem Sturz der Regierung der 
Volksbeauftragten keinen Sinn mehr machte – für vier oder 
sechs Wochen kann man keine Regierung stürzen, wenn 
feststeht, dass danach eine andere kommt. Die deutsche Re-
volution stand am Anfang, und wie die russische Arbeiter-
klasse acht Monate Zeit für Lernprozesse bis zur Entschei-
dung der Machtfrage hatte die deutsche nicht.

So hatte Ebert wegen der Entscheidung "Nationalver-
sammlung oder Rätesystem" keinerlei Veranlassung, den 
Reichsrätekongress auseinanderzujagen, wie in Eurem Ar-
tikel behauptet, und weder er noch die mit ihm heimlich 
verbündete Oberste Heeresleitung hatten zu diesem Zeit-
punkt, nach den gescheiterten Putschversuchen vom 6. und 
10. Dezember, die Machtmittel dazu. Zwei andere, mit gro-
ßer Mehrheit gefasste Beschlüsse des Reichsrätekongresses 
jedoch bereiteten der MSPD-Führung große Schwierigkei-
ten, weil auch eine große Mehrheit der MSPD-Anhänger 
dahinterstand: der Rat der Volksbeauftragten war mit der 
sofortigen Entmachtung des Offizierskorps und dem un-
verzüglichen Beginn der Sozialisierung beauftragt worden. 
Das hätte die Volksbeauftragten in Konflikt mit der Ober-
sten Heeresleitung und mit der Bourgeoisie gebracht. Sie 
schoben – gegen den Einspruch der USPD-Volksbeauftrag-
ten – die Umsetzung auf die lange Bank.

Liebe Genossinnen und Genossen,

Eurem Artikel zur Novemberrevolution in Arpo 5/6 vom 
letzten Dezember kann man in der Gesamtaussage nur zu-
stimmen. Dennoch möchte ich einige Ergänzungen und 
kritische Anmerkungen beitragen.

Nicht die privilegierte Stellung der Facharbeiter war Ursa-
che des deutschen Reformismus. Sie waren vielmehr Träger 
des Klassenkampfs und später der Revolution. Die kompro-
misslerische Politik der Führungen von SPD und Gewerk-
schaften durch die These von der bestochenen Arbeiterari-
stokratie, die die eigentlich revolutionäre Klasse behindert, 
zu erklären, taugt nicht für eine materialistische Analyse 
gesellschaftlicher Vorgänge. Durch die jahrzehntelangen 
gewerkschaftlichen und parlamentarischen Erfolge waren 
nicht nur die Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsfüh-
rung halb freiwillig, halb widerstrebend in das System hi-
neingewachsen – dies galt für die gesamte Arbeiterklasse, 
die im engeren Sinne 13 Millionen Menschen umfasste. Man 
erwartete weiteres Erstarken und – irgendwann – die par-
lamentarische Machtübernahme der SPD, die bereits über 
eine Million Mitglieder hatte. Und in den Gewerkschaften 
waren 2,5 Millionen organisiert. Neben den Tausenden be-
zahlter Funktionäre gab es 100.000 Ehrenamtliche in den 
Arbeitsnachweisen, Sozialversicherungen und Gewerbege-
richten, und 12.400 Tarifverträge waren 1912 zu verwalten.  
Der Reformismus war deshalb nicht wie in Russland eine 
vorwiegend theoretisch-ideologische Frage – er konnte nur 
durch praktische Kampferfahrungen überwunden werden. 
Theoretisch hatte Rosa Luxemburg ihn ja bereits 1899 wi-
derlegt. 

Die gesamte Vorkriegszeit hindurch, seit dem Fall der 
Sozialistengesetze, verhinderten die Partei- und Gewerk-
schaftsvorstände den Einsatz ihrer Organisationen zur ak-
tiven Förderung von Massenaktionen und Generalstreiks, 
wie die Linke sie forderte. Massenhafte Lernprozesse der 
Arbeiterschaft im Kampf bargen für sie die Gefahr, das 
friedliche Erstarken zu stören, das große Organisations-
werk zu erschüttern, die besonnenen Funktionäre wegzu-
spülen.

Als Deutschland den Krieg provozierte, hätte die einzi-
ge Möglichkeit, sich als sozialistische Führung anständig 
zu verhalten, darin bestanden, zu protestieren, zum Wider-
stand aufzurufen, sich verhaften zu lassen, die Organisatio-
nen zum Teufel gehen zu lassen – so wie Rosa Luxemburg 
es in ihrer Juniusbroschüre beschrieben hat. Dadurch hätte 
ein gesellschaftlicher Widerstand gegen den Krieg eingelei-
tet werden können. Friedrich Ebert dagegen rettete die Or-
ganisation und brachte die Kasse in der Schweiz in Sicher-
heit – seine Parteimitglieder hat er mit seiner Zustimmung 
in den Krieg schicken lassen, auf dass sie französische, bel-
gische, englische und russische Klassenbrüder ermordeten. 
Mit dieser Haltung stand er nicht allein. Der Militarismus 
war vor dem Krieg tief in die Arbeiterklasse eingedrungen, 
sogar in ihren organisierten Kern. Andernfalls hätte der 
Reichstagsabgeordnete Gustav Noske schon 1907 aus der 
Partei ausgeschlossen werden müssen. Die eine Million, 
die am 28.Juli 1914 noch in vielen Demonstrationen überall 
im Reich gegen den Krieg protestierten, waren gegen den 
nationalistischen Massenwahn und angesichts der unmit-
telbar bevorstehenden Katastrophe erschreckend Wenige – 
und als die Reichstagsfraktion der SPD für die Kriegskredi-
te stimmte, brach auch deren Widerstand zusammen.

So stark war die Tradition der Einigkeit und der sozial-
demokratischen Hierarchie, dass die Kriegsgegner sich dem 

Leserbrief zur Novemberrevolution
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den Geschützen wegzerrten – das Militär hatte wieder eine 
Niederlage erlitten und war geschwächt. 

Im Hagel der sich täglich überstürzenden Ereignisse ist 
anscheinend nur langsam klar geworden, dass für die Revo-
lutionäre eine Umstellung der Taktik, unterhalb der Frage 
Nationalversammlung oder Rätesystem, notwendig gewor-
den war. Statt nun an den Beschlüssen zur Sozialisierung 
und Entmachtung der Offiziere anzusetzen, dafür Massen 
zu mobilisieren und ihre Machtpositionen auszunutzen, 
hatte die Linke ihre Wahl in die Exekutive des Reichsrä-
tekongresses (den Zentralrat) verweigert, und damit die 
gesamte Regierung der MSPD überlassen, als dann die 
USPD-Volksbeauftragten Ende Dezember wegen der Weih-

Als die Oberste Heeresleitung Ebert soweit unter Druck 
gesetzt hatte, dass er mit Wissen seiner MSPD-Kollegen 
den Befehl gab, am 24. Dezember die revolutionäre Volks-
marinedivision in Schloss und Marstall beschießen zu 
lassen, hatte die Militärführung ihn endlich in der Hand 
– entgegen dem Beschluss des Reichsrätekongresses hatten 
die MSPD-Volksbeauftragten das Militär nicht nur nicht 
aufgelöst, sondern es gegen die revolutionären Matrosen 
eingesetzt. Auf keine der Revolution verbundene Truppe 
würde die MSPD-Führung sich jetzt mehr stützen können. 
Der Donner der Artillerie hatte allerdings auch das Heu-
len der Fabriksirenen ausgelöst und 100.000 Arbeiter und 
Arbeiterinnen auf den Plan gerufen, die die Soldaten von 

Der Aufruf zum Massenstreik, der am 28. Januar 1918 begann. Vorausgegangen war im April 1917 die Gründung der USPD. Allein 
in Berlin beeteiligten sich Hunderttausende aus allen Parteien der Arbeiterbewegung am Arbeitskampf. Das öffentliche Leben 
der Stadt war lahmgelegt. Organisatoren waren die Revolutionären Obleute aus den Berliner Metallbetrieben. Die Massenstreiks 
konnten nach wenigen Tagen durch die Polizei und das Militär niedergeschlagen werden. Etliche Streikende wurden verhaftet 
oder vom Militär einberufen, wo sie ihre Agitation gegen den Krieg an der Front fortsetzten.
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Als der Polizeipräsident Eichhorn entlassen werden 
sollte, zeigte die Berliner Arbeiterschaft, dass ihr die Auf-
gabe sämtlicher Machtpositionen gar nicht recht war. In 
Riesendemonstrationen strömten die Massen am 5. und 6. 
Januar in die Innenstadt, und wieder wurden sie mit der 
undurchführbaren Orientierung auf den Sturz von Ebert-
Scheidemann stehen gelassen – so kam es zu Ersatzhand-
lungen wie der strategisch unsinnigen Besetzung des Zei-
tungsviertels. Der Revolutionsausschuss aus Obleuten und 
linker USPD, mit Beteiligung von Liebknecht und Pieck, 
erklärte sich zur Regierung, wusste aber nicht, wie er sei-
nen Anspruch umsetzen sollte. Die Massenbewegung be-
fand sich in einer Sackgasse, und es wurde kein Weg ge-
funden, der hätte hinausführen können; und die Bewegung 
flaute ergebnislos ab. Die Militärführung konnte nun unter 
Deckung der MSPD mit reorganisierten Truppen und Mi-
nenwerfereinsatz die besetzten Gebäude räumen und 160 
Menschen brutal massakrieren. Wie später zu erfahren war, 
hatte die konterrevolutionäre Seite den Konflikt bewusst 
provoziert, um den Widerstand niederzuwerfen, und die 
spontane Massenbewegung war in die Falle gegangen. Lieb-
knecht und Pieck handelten gegen den Willen der Zentrale 
der KPD, die den Versuch der Machtergreifung abgelehnt 
und ihnen die weitere Teilnahme untersagt hatte. Die von 
Clara Zetkin beschriebene halbherzige Unterstützung in 
der Roten Fahne, um die kämpfenden Massen nicht allein 
zu lassen, war Ergebnis dieser Situation. Luxemburg mach-
te Liebknecht Vorwürfe wegen seines Putschismus, und 
nach Aussage Paul Levis wäre nach Abschluss der Aktion 
ein Donnerwetter über Liebknecht hereingebrochen. Dazu 
ist es wohl nicht mehr gekommen. 

Die MSPD hatte nun den Widerstand gebrochen gegen 
die Nationalversammlung, die die Revolution eindämmen 
würde, und die Revolution war enthauptet. In der Folge 
konnte die Militärführung unter politischer Deckung der 
MSPD-geführten Regierung eine lokale Räteregierung nach 
der anderen militärisch abräumen und massakrieren, die 
großen Streiks im Ruhrgebiet, in Mitteldeutschland und 
in Berlin per Massenmord niederschlagen und den Auf-
stand im Ruhrgebiet nach dem Kappputsch brutal im Blut 
ersticken. MSPD und Militärführung, verbunden im ge-
meinsamen Überlebensinteresse, schlugen die revolutio-
nären Ansätze nieder, bevor die sozialen Klassenkämpfe 
sich hätten voll entfalten und die Lernprozesse der Ar-
beiterklasse bis zur Revolution hätten reifen können. Dass 
noch Interessengegensätze die einheitliche Willensbildung 
des Proletariats verhinderten, wie Ihr schreibt, ist eben 

Ausdruck der Tatsache, dass die Revolution 
erst am Anfang stand. Ihre Entfaltung wurde 
unterbunden. Bei dieser präventiven Konter-
revolution brauchte die deutsche Bourgeoisie 
sich die Finger nicht schmutzig zu machen, 
und sie war, anders als die russische, noch 
nicht ökonomisch und politisch am Ende.  
Die sozialdemokratisch gedeckten Massen-
morde trieben den revolutionären Teil der Ar-
beiterklasse derart in die empörte Selbstisolie-
rung (und in die Arme der Komintern), dass 
gemeinsame Klassenaktionen kaum noch zu-
stande kamen, die Arbeiterbewegung kampf-
unfähig wurde und ihre Anziehungskraft ver-
lor. Die so angezüchteten Freikorpsverbände 
bildeten die Reichswehr und schwarze, faschi-
stische Verbände, die sich dann 1933 wieder 
verschmelzen konnten zur Vernichtung der 
Arbeiterbewegung und zur Vorbereitung des 
Revanchekrieges der deutschen Bourgeoisie.

K.B, 12.02.2019  n

nachtskämpfe zurücktraten und der Zentralrat Noske und 
Wissel zu Nachfolgern wählte.

Selbst die riesigen Protestdemonstrationen gegen die 
Beschießung der Matrosen ließen Liebknecht und die 
USPD-Linken mit der undurchführbaren Parole zum Sturz 
von Ebert-Scheidemann ratlos stehen, statt sie auf die Be-
setzung des Kriegsministeriums und die Übernahme der 
Betriebe zu orientieren. Hier hätte sich die MSPD-Basis – in 
Erfüllung der Beschlüsse des Reichsrätekongresses – noch 
anschließen können. Stattdessen wurde der Graben zwi-
schen den beiden Zweigen der Arbeiterbewegung weiter 
vertieft. Am 29. Dezember wurden die getöteten Matrosen 
in einem nach Hunderttausenden zählenden Trauerzug zu 
Grabe getragen. Aber auch die MSPD hatte – zusammen mit 
der Bourgeoisie – zum Schutz der Regierung Hunderttau-
sende mobilisiert. Die beiden Demonstrationen beschimpf-
ten und umschlichen sich, aber sie griffen sich nicht an.

Rosa Luxemburg war seit dem 23. Dezember von ih-
rer Forderung nach unmittelbarer Umsetzung des Rätesy-
stems zurückgerudert und propagierte jetzt die Beteiligung 
an den Wahlen zur Nationalversammlung. Nachdem die 
USPD-Führung die Forderung nach einem Parteitag vor den 
Wahlen abgelehnt hatte und eine gemeinsame Kandidaten-
aufstellung auf den Listen der USPD gescheitert war, gab sie 
ihren Widerstand gegen die eigenständige Parteigründung 
auf. Nicht so Leo Jogiches. Wie sich an den Beschlüssen des 
Gründungsparteitages gegen die Teilnahme an den Wahlen 
und an den Diskussionen zur Gewerkschaftsfrage versus 
Einheitsorganisation sowie zur Gewaltfrage zeigte, war die 
Spartakusführung trotz der Orientierung Rosa Luxemburgs 
auf eine längerfristige Taktik (siehe Rede zum Programm) 
zur Gefangenen ihrer linksradikalen Basis geworden. Die 
Partei landete im Abseits der politischen Aufmerksamkeit, 
hatte die Revolutionären Obleute abgestoßen, blieb eine 
sehr kleine Massenpartei von einigen tausend Mitgliedern 
und hatte sich abgeschnitten von der Einflussnahme auf 
den Gärungsprozess der USPD, der im Laufe des Jahres 
1919 700.000 neue Mitglieder zuströmen sollten. Die Partei-
gründung war zu früh erfolgt und nicht "endlich", wie Ihr 
schreibt. Hier hinkt der Vergleich Eures Artikels mit Rus-
sland: die Partei Lenins hat ihre organisatorische Stärke 
und ihren Massenanhang erst im Zuge des achtmonatigen 
Lernprozesses der russischen Arbeiter nach der Februar-
revolution erlangt, des Lernprozesses, der der deutschen 
Arbeiterklasse erst noch bevorstand, und den die MSPD-
Führung zu verhindern trachtete.
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Vorbemerkung: Wir haben uns entschlossen, den folgenden 
Artikel unter der Rubrik »zur Diskussion« abzudrucken. 
Vor allem Aussagen über die positive Rolle Chinas für die 
»Entwicklungsländer« stießen bei der Mehrheit der Redak-
tion auf Kritik, wie beispielsweise: »Chinas Handelspoli-
tik ist hier also eine Unterstützung zur Selbstbestimmung 

– auch wenn nicht alles ohne Probleme und fehlerfrei ist,« 

Die Globalisierung der Wirtschaft und des Handels hat 
Gewinner und Verlierer hervorgebracht. Trumps Vorgehen 
gegen China und sein politisch-wirtschaftlicher Druck 
auf verbündete Industriestaaten sind unter diesem Ge-
sichtspunkt zu sehen. Zum einen schrumpft der globale 
Handel, zum anderen führen der von den USA eingeleitete 
Zollkampf und die Blockade der WTO-Richterernennung 
die WTO in eine tiefe Krise. Hatten die führenden Indus-
trieländer das Märchen vom gegenseitigen Nutzen des 
freien Handels benutzt um die eigene Dominanz bei den 
Ungleichgewichten der Staaten zu verschleiern, so demas-
kiert die Politik Trumps jetzt die Zielsetzung der Industrie-
staaten. Die politischen Vertreter der herrschenden Klasse 
der USA sehen die eigene technologische und militärische 
Vorherrschaft in Gefahr. Sie wollen nicht akzeptieren, dass 
China mit seiner rasanten Wirtschaftsentwicklung zu ih-
rem Konkurrenten wird. 

2015 hatte der chinesische Präsident Xi die politische 
und wirtschaftliche Zielsetzung »Made in China 2025« 
verkündet, mit der das Land bei der Digitalisierung der 
Wirtschaft up to Date sein will. Trump stellt die US-Politik 
unter das Motto »Amerika first« und führt eine aggressive 
Außenpolitik gegenüber China und Russland: Die Aufkün-

digung des INF-Vertrages zum Verzicht auf atomare Mittel-
streckenwaffen durch die USA richtet sich nicht nur gegen 
Russland, sondern im Pazifik auch gegen China. Deutsch-
land wird u. a. bedrängt, beim 5G-Netzausbau, dem neu-
en Mobilfunkstandard, keine Teile chinesischer Hersteller 
zu verwenden. Doch bei einem Ausschluss Chinas würde 
der Netzausbau teurer und China verprellt. Mit der Verhaf-
tung der Huawei-Managerin Meng Wanzhou (Tochter des 
Gründers) am Flughafen von Vancouver (Kanada) wegen 
Verstoßes gegen die US-amerikanischen Iran-Sanktionen 
spitzten die USA die Lage auch politisch zu. Der Techno-
logiekonzern Huawei ist die Verkörperung des industri-
ellen Aufstiegs Chinas, er kann im Hightech-Bereich mit 
ausländischen Unternehmen konkurrieren. In der Verhaf-
tung spiegelt sich die ganze Konkurrenzbreite und eine 
politische Grenze der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit dem Westen. Während China in seinem Vorgehen den 
Deal Marktzugang gegen Zugang zur neuen Technologie 
sieht, klagen die USA und der Westen China u. a. wegen 
Copyright-Diebstahl an. Abgelenkt wird damit nicht nur 
von der weltweiten Ausbeutung der lohnabhängig Beschäf-
tigten durch die Unternehmen der kapitalistischen Indus-
triestaaten. Die USA warnen die Staaten der Welt davor, 
sich bei China zu verschulden und schüren prinzipielles 
Misstrauen gegen das Land. Trump kritisiert, dass Chi-
na im Rahmen der Neuen Seidenstraße in 68 Staaten der 
Erde die Infrastruktur ausbaut: Häfen, Flughäfen, Straßen, 
Schienen werden verlegt, Stromnetze erweitert. China un-
terläuft so ökonomisch die militärische Vorherrschaft der 
USA in der Welt. Nützt der Bau dieser neuen Infrastruk-
tur in den Entwicklungsländern auch China, so wird doch 

n  Zur Diskuss ion

USA contra China – Mehr als nur ein Handelskrieg
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mit ihr darüber hinaus dafür gesorgt, dass diese Staaten 
durch die Infrastruktur eine eigene Wirtschaft entwickeln 
können: Bisher sind z. B. Nahrungsmittel oft nicht vom Er-
zeuger zum Verbraucher gelangt, weil sie nicht transpor-
tiert werden konnten. Chinas Handelspolitik ist hier also 
eine Unterstützung zur Selbstbestimmung – auch wenn 
nicht alles ohne Probleme und fehlerfrei ist, denn China 
ist angewiesen auf die Rohstoffe Afrikas und Südamerikas 
und die Voraussetzungen in den Ländern werden z. T. nicht 
genügend berücksichtigt. In Afrika werden mit der Digita-
lisierung, z. B. mit Smartphone oder Tablett, Entwicklungs-
schritte übersprungen. 

Mit der Kritik an China wird auch von der Ausbeutung 
der Entwicklungsländer durch internationale Konzerne 
und ihren Auswirkungen abgelenkt: Ziel dieser Konzerne 
ist es, nach Möglichkeit mit uneingeschränkten Rechten 
zur Profitproduktion zu investieren. In vielen Ländern 
Afrikas und Südamerikas beuten die führenden Industrie-
staaten die Bodenschätze aus und die Ureinwohner ver-
armen dabei. Abgelenkt wird von der Ölverschmutzung 
von Nigerias Atlantikküste, der Rodung der Urwälder, der 
Perspektivlosigkeit für Afrikaner durch die Aneignung der 
besten landwirtschaftlichen Flächen, den katastrophalen 
Arbeitsbedingungen von Arbeiter(innen) bei der Billigpro-
duktion für westliche Unternehmen in asiatischen Län-
dern. Darüber hinaus ist der IWF ein Werkzeug der Indus-
triestaaten zur Einflussnahme über Kredite an Länder, die 
an geopolitischen Fronten liegen. Finanzielle Sanktionen 
werden von den USA zu politischer Einflussnahme genutzt, 
z. B. gegen Venezuela und zur Unterstützung des korrupten 
Regimes in der Ukraine.

Nicht nur Bundespräsident Steinmeier hat (bei seiner 
Chinareise) hervorgehoben, dass China innerhalb von 40 
Jahren Hunderte Millionen Chinesen aus der Armut he-
rausgeholt und Mittellose zu Dollarmillionären gemacht 
hat. Überwunden ist die restliche Armut noch nicht. Die 
Vielzahl der Universitäten und Forschungsstationen de-
monstriert das Anheben des Bildungsniveaus im Lande: 
China ist auf dem Wege, in der Schlüsseltechnologie künst-
liche Intelligenz (KI) eine bedeutende Rolle zu spielen. Als 
Ergebnis der Globalisierung zeigt die Entwicklung in vie-
len Industriestaaten – besonders auch in den USA – wäh-
renddessen ein anderes Bild: stagnierende Einkommen und 
die Vergrößerung der Kluft zwischen der kleinen Schicht 
der Reichen und der Masse der Bevölkerung. In den USA 
hat sich die Vermögensverteilung so drastisch zu Unguns-
ten der Lohnabhängigen verschoben wie in keinem anderen 
Industrieland. 

Die wirtschaftliche und technologische Konkurrenz 
haben an Bedeutung gewonnen, und die Wirtschaft der 
USA und Chinas sind miteinander verflochten. Sollte die 
führende Weltmacht den Handelskrieg kulminieren lassen, 
so würde das nicht nur Chinas Ausfuhr, sondern auch den 
US-Kapitalmarkt schwer in Mitleidenschaft ziehen. Heute 
kann China nicht mehr wie im 19. Jahrhundert durch einen 
Krieg zur Öffnung seines Marktes gezwungen werden.

Zur Rolle der USA

In der Weltöffentlichkeit steht z. Zt. überwiegend im Vor-
dergrund, dass der US-Präsident Trump lügt, hetzt und den 
Mob entfesselt. Doch er ist nur ein Symptom tieferliegender 
Probleme. Hinter ihm stehen mächtige Kapitalgruppen, wie 
die Wall Street, die Öl- und Gasindustrie. In ihrem Interes-
se hat Trump Schutzbestimmungen für die Umwelt und die 
Verbraucher abgebaut sowie Unternehmenssteuern gesenkt, 
wodurch dem Sozialbereich finanzielle Mittel entzogen 
werden. Innenpolitisch zerstört er alle staatlichen Bereiche, 

die nichts mit Rüstung, Militär oder den Geheimdienst zu 
tun haben. 

Die USA waren aus dem 2. Weltkrieg als wirtschaftlich 
und militärisch stärkste Macht der Welt hervorgegangen 
und demonstrierten ihre Rolle sofort mit der Atombombe 
auf Hiroshima. Zur politischen Durchsetzung ihrer Interes-
sen trieben sie die Gründung der UNO voran. Als globale 
Vormacht einer westlichen Ordnung mit den plakativen 
Merkmalen Liberalität und Freiheit, dient(e) diese Ord-
nung den USA zur Durchsetzung ihrer eigenen Interessen: 
Zugang zu Märkten, militärische Dominanz, politische Ge-
folgschaft. Das zeigte sich schon im Koreakrieg und bei der 
1948 in Havana gegründeten Internationalen Handelsorga-
nisation ITO, die schon 1950 scheiterte, weil die USA Ein-
griffe in die inneren Angelegenheiten Amerikas befürchte-
ten: Denn die ITO sollte nicht nur Zölle abbauen, sondern 
sich auch gegen Subventionen und unfaire Geschäftsprak-
tiken engagieren. Die Präsidenten Patrice Lumumba (Kon-
go) und Salvador Allende (Chile) mussten im Interesse der 
USA sterben; die US-Regierung stand hinter denen, die ge-
gen sie putschten. Kriege gegen Vietnam, in Mittelamerika 
und den Irak dienten ihrer Vorherrschaft. Ihre verbündeten 
europäischen Staaten haben die Folgen des entstandenen 
Chaos im Vorderen Orient in Form von Flüchtlingsströmen 
auszubaden – nicht die geografisch entfernten USA. Heute 
sind die USA immer noch militärisch die Nummer eins � 
ihre Militärstützpunkte liegen auch vor China – und die 
Heimat von sieben der zehn größten Tech-Konzerne. Der 
Dollar als wichtigste Reservewährung der Welt dient ihnen 
als politische Waffe. Mit einem System von Handelsverbo-
ten wird seit Jahren massiver wirtschaftlicher Druck ausge-
übt. Indem die USA heute mit ihrer Strafzollpolitik gegenü-
ber China ökonomische Macht ausüben, machen sie so ihre 
konkrete Zielsetzung aller Welt deutlich: Chinas Aufstieg 
zu einer Hi-Tech-Macht soll verhindert werden. Die chine-
sische Zoll-Antwort darauf ist keine wirksame Waffe. Drei 
Jahrzehnte wachsender beidseitiger wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit sind damit übergegangen in eine Konfronta-
tion. (Wobei die US-Internetkonzerne nicht auf den riesigen 
Markt Chinas verzichten wollen und Kompromisse einge-
hen.) Im Zusammenhang mit ihrem Vorgehen gegen Chi-
na erhöhen die USA auch die Militärausgaben, und Trump 
verschärft z. B. die Visaregeln für chinesische Studenten. 
Seine ökonomischen Forderungen an China lauten: Zusätz-
liche US-Importe, Zugang zum Dienstleitungsgeschäft für 
Banken, Versicherungen und Wertpapierhäuser.

Viele Industriestaaten haben gegenüber den USA einen 
Exportüberschuss. Wer trägt die Verantwortung für das 
von Trump beklagte hohe Ausfuhrdefizit der USA? Die 
Exportbilanz hängt von vielen verschiedenen Faktoren ab. 
China lieferte bisher viermal mehr Waren in die USA als 
umgekehrt. Und die Ausfuhr Chinas in die USA ist im No-
vember 2018 so hoch wie nie zuvor gewesen � trotz Trumps 
Strafzöllen. Dabei muss man sehen, dass unzählige ameri-
kanische Firmen ihre Fertigung ins langjährige Billiglohn-
land China ausgelagert haben und in die USA liefern. So 
konnten sie ihre Profite steigern. 

Zur Rolle Chinas 

Steinmeier sprach in China aus, was andere westliche Po-
litiker ebenfalls gehofft hatten: China würde mit seinem 
Weg über das Privateigentum an Produktionsmitteln und 
der Profitproduktion den westlichen Staaten ähnlicher 
werden. Doch auch wenn für die KPCh der Kapitalismus – 
wie es Marx und Engels gesehen haben – nur der Motor der 
Entwicklung des Landes ist, die Gesetze des Weltmarktes 
wirken sich in China aus. Schrumpft der Export, so ent-
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chen China für ihr wirtschaftliches Wachstum. Sie wollen 
nicht auf die Profite auf dem chinesischen Markt verzich-
ten, auch wenn sie sich über die Bedingungen dafür bekla-
gen. Deshalb ist die chinesische Führung auf Kompromisse 
mit den Industriestaaten aus. Der Übergang zu einem nach-
haltigeren Wachstum im Lande setzt allerdings auch den 
internationalen Konzernen Grenzen.

China – in seiner Geschichte selber Opfer von Koloni-
alherrschaft – baut seinen Kontakt zu allen Entwicklungs-
ländern aus, lädt zur Weiterentwicklung des Handels die 
afrikanischen Präsidenten ein, investiert nicht nur (auch 
aufgrund seiner eigenen positiven Erfahrungen) in die In-
frastruktur auf dem schwarzen Kontinent, sondern enga-
giert sich selbst im entlegensten Winkel Südostasiens. In-
sofern ist China für die Staaten Afrikas und Südamerikas, 
die Schwierigkeiten haben, ihre koloniale Vergangenheit 
zu überwinden, eine Stütze.

Auch in China selbst wird der politische Weg disku-
tiert. Das KP-Organ Volkszeitung wandte sich Anfang Juli 
2018 in einem Artikel gegen eine gefährliche Angeberei im 
Lande, gegen Arroganz und Selbstüberschätzung. Im No-
vember kritisierte der ehemalige stellvertretende Außen-
handelsminister Lon Yongtu die Zölle auf amerikanische 
Sojabohnen. Wer in China das sozialistische Ideal sucht, 
sucht vergebens. Wenn die Führung auch konsequent ge-
gen Korruption vorgeht, die chinesische Kapitalismuspha-
se mit ihrer bevormundenden Bürokratie muss letztendlich 
auch überwunden werden. Doch als isolierte Entwicklung 
in einer kapitalistischen Welt ist das nicht möglich. Chinas 
Entwicklung ist nicht eingebettet in eine internationale so-
zialistische Entwicklung, die hilfreich Stütze sein könnte. 
Im Gegenteil, Chinas Weg wird mitbestimmt durch die 
Stärke der industriell hoch entwickelten kapitalistischen 
Staaten. 

Zur Entwicklung in China  

Unter Deng Xiao-ping hatte vor 40 Jahren Chinas Indus-
trialisierung begonnen – als Billiglohnland, Werkbank 
für Unternehmen der kapitalistischen Welt. Deng hatte 
erkannt, dass die Entwicklung schrittweise gegangen wer-
den musste. 1978 griff das 3. Plenum des 11. ZK der KPCh 
den von Dorfgemeinschaften eigenständig gegangenen Weg 
auf, die über das Plansoll hinaus erzielten Erträge auf dem 
Markt frei zu verkaufen. Damit war der bisher fehlende An-

reiz, die Produktion 
zu erhöhen, geschaf-
fen; die Versorgung 
wieder gesichert. Pri-
vatinitiative und die 
Möglichkeit von Pri-
vateigentum an Pro-
duktionsmitteln wur-
den gefördert. Schritt 
für Schritt sollte die-
ser Weg in der ganzen 
Wirtschaft gegangen 
werden. Zum Bedau-
ern westlicher Politi-
ker allerdings nicht 
der Schritt in die all-
gemeine freie Markt-
wirtschaft. Ein Groß-
teil der Wirtschaft ist 
staatlich geblieben. 
Der Dienstleistungs-
sektor macht inzwi-
schen einen großen 

stehen auch hier Überkapazitäten (siehe Schwerindustrie). 
Um die neuen Kapitalisten in die Entwicklung des Landes 
einzubinden, wurden so Unternehmer in die KPCh aufge-
nommen. Wirtschaftskreise in den USA streben nach einer 
Koalition großer Handelspartner gegen China. Sollte China 
dadurch isoliert werden, würde das wohl zwangsläufig zu 
einer vertieften Zusammenarbeit von Staatsunternehmen 
und dem Privatsektor führen.

Die Staats- und Parteibürokratie sind immer wieder in 
Widerspruch zur Bevölkerung geraten, weil sie aufgrund 
des niedrigen Ausgangspunktes (als Bauernland) nach der 
Revolution in China ersatzweise handeln. Dazu Friedrich 
Engels, der ausgehend von der industriellen Entwicklung 
der kapitalistischen Länder und ihrer Arbeiterklassen sah, 
dass die Abschaffung der gesellschaftlichen Klassen zur 
Voraussetzung einen Höhegrad der Entwicklung der Pro-
duktion hat, "auf dem Aneignung der Produktionsmittel 
und Produkte und damit der politischen Herrschaft, des 
Monopols der Bildung und der geistigen Leistung durch 
eine besondere Gesellschaftsklasse nicht nur überflüssig 
sondern auch ökonomisch, politisch und intellektuell ein 
Hindernis der Entwicklung geworden ist. " (Die Entwick-
lung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft, 
MEW Bd. 19 ,S. 225.) 

Wo ist der Humanismus, der für Steinmeier beim Chi-
nabesuch Quelle des Denkens und Handelns von Marx war, 
in den ehemaligen Kolonien, den Entwicklungsländern, auf 
deren Ausbeutung die Standards in den kapitalistischen 
Industriestaaten mit beruhen? Steinmeiers Hinweis, die 
Geschichte des »ostdeutschen Überwachungsstaats« zeige 
die Notwendigkeit einer »Ethik der Digitalisierung« macht 
deutlich, dass er auf die Überwachung in den westlichen 
Staaten nicht eingehen möchte.

Chinas Bevölkerung ist viermal größer als die der USA. 
Heute ist das Land bereits in einigen Bereichen eine Ide-
enschmiede von Weltrang: Das betrifft die Raumfahrt, die 
die Elektromobilität, Hochgeschwindigkeitszüge, Halb-
leiter, Industrieroboter und medizinische Geräte. Und der 
chinesische Erfindergeist wächst weiter. Deutschlands gro-
ßer Technologiekonzern Siemens ist dabei seine Forschung 
für autonome Robotik in China zu bündeln. Trotzdem 
braucht das Land für seine wirtschaftliche Entwicklung 
die Zusammenarbeit mit den westlichen Industriestaaten 
und will deshalb auch die Bedingungen für ausländische 
Unternehmen verbessern. Und europäische Konzerne brau-
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Forschung für autonome Robotik in China zu bündeln und 
der Deutsche Industrie- und Handelstag Chinas neue Rolle 
in der Welt sieht und die Chancen nutzen will, sieht der 
Bundesverband der Deutschen Industrie BDI einen »syste-
mischen Wettbewerb" zwischen liberalen, sozialen Markt-
wirtschaften und »Chinas staatlich geprägter Wirtschaft«. 
Viele Industrielle sehen sich heute mit chinesischen Kon-
kurrenten konfrontiert. Siemens strebt deshalb die Zusam-
menarbeit seiner einzelnen Sparten mit internationalen 
Partnern an. Und der BDI stellt in der Vordergrund: Nötig 
sei es, die »gemeinsamen Interessen gegenüber China« zu 
wahren. 

Im Wirtschaftskonflikt zwischen den USA und China 
sehen sich die anderen hochentwickelten Industriestaaten 
wie auch viele Staaten Süd- und Ostasiens wirtschaftlich 
beeinträchtigt und in der Zwickmühle. Die Industriekon-
zerne brauchen den wachsenden Absatzmarkt China, die 
westlichen Staaten sind aber politisch und militärisch 
mit den USA verbunden. Nicht nur die Asean-Staaten ver-
suchen, eine Balance zwischen beiden Staaten zu halten. 
Vietnam hat schon früh gegenüber China seinen selbst-
bestimmten Weg durchgesetzt. Die Philippinen sehen 
wirtschaftliche Vorteile in einem Ausgleich mit China. 
Die japanische Regierung, die noch vor sechs Jahren den 
Ausschluss von China aus einem angestrebten transpazi-
fischen Handelsbündnis mit betrieben hatte, sucht heute 
das Miteinander mit China. Zwischen beiden Staaten ist 
der Handel stark gewachsen. Japan sieht sich heute selbst 
vom US-Präsidenten Trump bedrängt: Es hat selbst einen 
erheblichen Handelsüberschuss gegenüber den USA. Außer 
mit 11 pazifischen Anrainern ohne die USA hat die japa-
nische Regierung hat deshalb auch einen Freihandelsver-
trag mit der EU abgeschlossen. Zusammen mit China soll 
für die gesamte pazifische Region ein Freihandelsvertrag 
vereinbart werden.

Im Gegensatz zu den Regierungen und den Unter-
nehmern, die agieren, meldet sich die Klasse der Lohnab-
hängigen in den Industriestaaten kaum mit eigenen Ziel-
setzungen zu Wort. Z.Z. besteht in Deutschland noch ein 
großer Bedarf an Arbeitskräften. Doch die Digitalisierung 
von Produktion und Warenverkehr führt nach und nach 
zu einer Steigerung der Produktivität, die noch stärker 
zu Exporten auf den Weltmarkt drängt und dort den glo-
balen Konkurrenzkampf weiter anheizt. Gleichzeitig wer-
den dann fortlaufend Arbeitskräfte überflüssig, was nicht 
nur in den Industriestaaten soziale Probleme hervorruft. 
Dieser klassenspezifische Widerspruch ist antagonistisch, 
auch wenn die Gewerkschaften die Sozialpartnerschaft 
feiern. Daneben wachsen viele klassenunspezifische Wi-
dersprüche, wie der Klimawandel, die Vernachlässigung 
des Massenverkehrs, die Vermüllung der Wasserwege und 
der Meere – ohne dass die Profitproduktion von der Masse 
der Lohnabhängigen schon als Ursache erkannt wird. Der 
Stand der industriellen Entwicklung ist in den einzelnen 
Staaten nicht gleich hoch und ihre Entwicklung nicht 
gleich schnell. Für die Südhalbkugel gilt außerdem: Diese 
Staaten können nicht auf Dauer auf dem Status Rohstofflie-
feranten und Absatzmärkte gehalten werden. 

Die Widersprüche in dieser Entwicklung verlangen 
nach einer Lösung, die letztlich eine bedarfsdeckende 
Wirtschaft, die von den Bedürfnissen der Menschen aus-
geht und sich nicht am Profit orientiert, erfordert. Aufgrund 
seiner besonderen Ausgangslage als Agrarstaat kann China 
dabei nicht Vorbild für die Lohnabhängigen in Industrie-
staaten sein. 

U.B., 12.02.2019  n

Teil der Wirtschaft aus. Die Planwirtschaft geht nicht mehr 
bis ins Einzelne, ist aber eben nicht aufgegeben worden.

Unter den Bedingungen des kalten Krieges wurden 
die Beziehungen zu den USA mit der Ping – Pong -Politik 
verbessert. Die Einladung ausländischer Unternehmen, 
in China zu produzieren, war dann der Ansatzpunkt für 
die eigene industrielle Entwicklung, die Industriearbeiter 
hervorbrachte, und die Entwicklung eigener Initiativen in 
der Bevölkerung. Der Anfang damit wurde in der Sonder-
wirtschaftszone Shenzhen gemacht. Sie wurde nach und 
nach zum Vorbild für ganz China. Ausländische Unterneh-
mer, die in China produzieren wollten, mussten mit einem 
chinesischen Partner zusammenarbeiten. Deutsche Kon-
zerne waren die ersten, die mit großen Investitionen darauf 
eingingen. Sie liefern z. Zt. genau das, was China braucht 
und führten differenzierte Löhne und Prämien ein. Die 
Gewinne wurden geteilt und größtenteils weiter investiert. 
Steigende Löhne schufen einen wachsenden Markt. Global 
produzierende Industrieunternehmen suchten in Konkur-
renz zueinander diesen wachsenden Markt, so dass hoch-
moderne Werke im Joint-Venture im Lande errichtet wer-
den konnten. Bis heute ist China d e r Markt für wachsende 
Profite, auf den kein global produzierendes Unternehmen 
der Welt verzichten möchte. Für die chinesische Bevölke-
rung zählt heute das Wachstum ihres Lebensstandards.

Welche Erfahrungen ließen Deng diesen Weg einschla-
gen? 

Mit dem Sieg im revolutionären Befreiungskrieg wa-
ren in China die politischen Voraussetzungen für den Weg 
zum Sozialismus geschaffen. Doch was war mit den wirt-
schaftlichen und kulturellen Voraussetzungen? Chinas 
Versuch, nach seinem revolutionären Befreiungskrieg aus 
eigener Kraft auf der Grundlage der Bauernwirtschaft eine 
sozialistische Gesellschaft zu errichten, scheiterte: Die 
primitive Stahlproduktion erwies sich nicht als Richtung 
weisend; zwar konnte in den Volkskommunen kollektiv ge-
arbeitet und die Städte konnten versorgt werden; doch die 
Initiativen der einzelnen Bauern erstickten nun, ihre Ern-
teergebnisse sanken. Mit all diesen Versuchen konnten die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine sozialistische 
Gesellschaft, die Industrialisierung, nicht geschaffen wer-
den. Deshalb dieser neue Weg. 

Deutschland und weitere Staaten  
in diesem Konflikt

Steinmeier warb in China für eine noch engere deutsch-
chinesische Zusammenarbeit; wirtschaftlich seien beide 
Länder aufeinander angewiesen und »eng verbunden wie 
nie«. Deutschland ist inzwischen Chinas größter Handels-
partner in Europa. Das deutsche Wirtschaftswachstum 
hängt also auch am Erfolg der chinesischen Wirtschaft. 
Deutschlands Machtstellung auf dem internationalen 
Markt ist besonders durch den Maschinenbau und die Che-
mieindustrie bestimmt. Nach 2008 einsetzenden Finanz- 
und Wirtschaftskrise wurde diese Entwicklung besonders 
deutlich. Die exportabhängige Bundesrepublik hat deshalb 
bei einem globalen Handelskrieg viel zu verlieren. Für Ban-
ken und Versicherungen haben beide Länder jeweils besse-
ren Marktzugang vereinbart.

Auf diesem Hintergrund zeigt sich die deutsche Indus-
trie in ihrem Vorgehen gespalten. Während China für 40% 
aller verkauften VW-Wagen steht und der VW-Konzern sein 
Schicksal mit China verbunden sieht, Deutschlands groß-
er Technologiekonzern Siemens dabei ist, seine weltweite 


